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·. A. Problem und Regelungsbedürfnis 

' Anlass fÜr den vorliegenden Gesetzentwurf ist .der am 22. Juni 2016 gefasste Landtagsbe­
schluss (Drucksache 6/2368). In diesem wird die Landesregierung gebeten, bis Juni 2017 eine 
grundlegende Novellierung des Thüringer Archivgesetzes vorzulegen. Dabei sollen insbeson­

. dere folgende Punkte Beachtung finden: 
') . ' 

· 1 '. Stärkung der Kreisarchive durch Anpassung ihres Aufgabenkreises, 
2. Durchführung der Aufgaben kommunaler Archive grundsätzlich in· öffentlich-rechtlicher 

Trägerschaft bei angemessener Ausstattung, 
3. Stärkung der Fähigkeit des künftigen Landesarchivs, Aufgaben der Fachberatung und 

·Weiterbildung für die öffentlichen Archive Thüringens wahrzunehmen, 
· 4. Überprüfung Lind Anpassung der Begriffsbestimmung für Unterlagen mit Blick auf „born 

digital datas",. 
5. Erweiterung der Bestimmungen zur Sicherheit der Unveränderlichkeit von Archivgut auch 

mit Blick auf digitale Unterlagen, 
6. Überprüfung der Regelungen zu Schutzfristen und zur Nutzung und Verwendung von Ar­

chivgut sowie entsprechende Anpassungen cier Benutzungsordnungen, mit dem Ziel der 
vereinfachten Nutzung für Bürger und wissenschaftliche Zwecke. 

B.Lösung 

Mit dem Thüringer Archivgesetz soll das geltende Archivrecht, dessen wesentliche Regelun­
gen im Jahr 1992 formuliert wurden, durch eine fachliche Überarbeitung des Thüringer Archiv­
gesetzes weiter entwickelt und modernisiert werden. Berücksichtigung finden c;labei vor allem 
die im Landtagsbeschluss vom 22. Juni 2016 (Drucksache 6/2368) vorgegebenen Schwer­
punkte sowie die sich anlässlich der fortschreitenden technologischen Entwicklungen urid der 
sich verändernden Arbeitsweise der Verwaltung durch die Einführung der modernen Informa­
tions- und Kommunikationstechnik zeigenden Anpassungsbedarfe des Archivrechts. 

Weiterhin fanden im Gesetzentwurf die Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
. ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung . 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S..72) Beachtung. Die Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 gelten ab 

. dem 25. Mai 2018 u.nmittelbqr im nationalen Recht und haben grundsätzlich auch für das öf­
fentliche Archivwesen unmittelbare Auswirkungen. Da der EU-Gesetzgeber jedoch die Beson­
derheit des Archivwesens erkannt hat, gelten einzelne Bestimmungen der Verordnung (EU) 
2016/679 in öffentlichen Archiven entweder grundsätzlich nicht oder deren Geltung kann mit­
tels ausdrücklicher Derogationen durch den jeweils zuständigen Gesetzgeber des Mitglieds-



staats der Europäischen Union ausgeschlossen werden. Von der Möglichkeit dieser Deroga­
tionen wird in § 19 des vorliegenden Gesetzentwurfs Gebrauch gemacht, um zu gewährleisten, 
dass die öffentlichen Archive ihre Aufgaben auch weiterhin uneingeschränkt wahrnehmen kön­
nen. 

C. Alternativen 

Keine, sofern die öffentlichen Archive auch weiterhin ihre Aufgabe als Gedächtnis der Gesell­
schaft wahrnehmen sollen. Durch die Novellierung des Thüringer Archivgesetzes soll die 
Grundlage für die Archivierung elektronischer Unterlagen geschaffen werden. Des Weiteren 
muss die Verordnung (EU) 2016/679 berücksichtigt werden. Insbesondere ist es erforderlich 
von den Öffnungsmöglichkeiten der EU-Verordnung Gebrauch zu machen. 

D. Kosten 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden für die bisher nicht geregelte Anbietung und 
Archivierung elektronischer Unterlagen der öffentlichen Verwaltung aus laufend aktualisierten 
Datenbeständen(§ 11 Abs. 2 Satz 4) gegebenenfalls zusätzliche Kosten bei den abgebenden 
Stellen anfallen. Andererseits werden zukünftig im Zuge der Entwicklungen des E-Government 
und des Umstiegs der Verwaltung auf die elektronische Akte als führende Akte Einsparungen 
erzielt werden, indem die mit der Papierakte im Zusammenhang stehenden Kosten wie Mate­
rialkosten, Raummieten entfallen oder gesenkt werden können. 

Für die Unterhaltung eines Digitalen Magazins des Freistaats Thüringen durch das Landesar­
chiv Thüringen werden dem Land Kosten für den fachlichen Applikationsbetrieb und den tech­
nischen Applikationsbetrieb anfallen. Der fachliche Applikationsbetrieb erfolgt durch das Lan­
desarchiv Thüringen. Hierfür werden voraussichtlich folgende monatliche Kosten anfallen: 
Personalkosten: 28.400 Euro 
Kosten Wartung & Support: 4.200 Euro 
Kosten Weiterentwicklung: 4.200 Euro 

Die Umstellung der Aktenhaltung auf elektronische Akten sowie die Einführung der elektroni­
schen Vorgangsbearbeitung im Rahmen des E-Government haben Auswirkungen auf das 
Landesarchiv, das die elektronischen Unterlagen im Sinne des Thüringer Archivgesetzes ar­
chivieren muss. Für Betrieb und Weiterentwicklung einer geeigneten Infrastruktur sowie einer 
angemessenen Begleitung der Behörden bei der Einführung entstehen die angegebenen Kos­
ten. Diese Folgeaufwände umfassen folgende Bereiche: 
1. Gesteigertes Maß an Behördenberatung systemeinführender Landeseinrichtungen (nach 

§ 7 Abs. 2 Thüringer Archivgesetz berät das Landesarchiv zu allen Fragen der Schriftgut­
verwaltung) 

2. Gesteigerte Anforderungen und drastisch wachsendes Volumen an digitalem Archivgut 
3. Bedarf an dem Aufbau eines digitalen Verschlusssachen-Archivs. 

Da sich das Digitale Magazin beim Landesarchiv Thüringen noch im Aufbau befindet, können 
die voraussichtlich anfallenden Kosten für den technischen Applikationsbetrieb, der beim Thü­
ringer Landesrechenzentrum erfolgen wird, derzeit nicht näher beziffert werden. 
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Darüber hinaus entstehen durch den Gesetzentwurf für das Land, die Kommunen und die 
übrigen Adressaten des Gesetzes unmittelbar keine zusätzlichen Kosten. 

E. Zuständigkeit 

Federführend ist die Staatskanzlei. 
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Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut 
(Thüringer Archivgesetz -ThürArchivG-) 
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Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz regelt den Umgang mit öffentlichem Archivgut in Thüringen. 

§2 
Öffentliches Archivgut 

(1) Öffentliches Archivgut sind alle archivwürdigen Unterlagen der in§ 3 Abs. 1 und§ 4 Abs. 
1 genannten öffentlichen Stellen, die zur dauernden Aufbewahrung von einem öffentlichen 
Archiv übernommen werden. Als öffentliches Archivgut gelten auch archivwürdige Unterlagen 
sowie dokumentarische Materialien, die von öffentlichen Archiven zur Ergänzung ihres Archiv­
gutes angelegt, erworben oder übernommen worden sind. 

(2) Archivwürdig sind 
1. Unterlagen, denen insbesondere aufgrund ihres rechtlichen, politischen, wirtschaftli­

chen, sozialen und kulturellen Wertes besondere Bedeutung zukommt 
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a) als Quellen für die Erforschung und das Verständnis von Geschichte und Gegen-
wart, auch im Hinblick auf künftige Entwicklungen, dienen oder 
b) für die Sicherung berechtigter Belange der Bürger, Institutionen oder Dritter oder 
c) für die Gesetzgebung, Regierung, Verwaltung oder Rechtsprechung von bleiben­
dem Wert sind oder 

2. Unterlagen, die aufgrund von Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen dauernd aufzu­
bewahren sind, 

3. Unterlagen der Strafverfolgungsbehörden, die Staatsschutzdelikte nach den §§ 80 bis 
83, B4 bis 90, 90a Abs. 3, den §§ 90b, 91, 94, 96 Abs. 1, den §§ 97a bis 1 OOa, 105, 106, 
109d bis 1.09f, 129, 129a des Strafgesetzbuches und§ 20 des Vereinsgesetzes betref­
fen. 

(3) Unterlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Aufzeichnungen jeder Art, unabhängig von 
der Art ihrer Speicherung. Dazu zählen insbesondere Urkunden, Amtsbücher, Akten, Schrift­
stücke, Karten, Pläne, Plakate, Siegel, Petschafte, Stempel, Amtsdrucksachen, amtliche Ver­
öffentlichungen, Daten-, Bild-, Film-, Tonaufzeichnungen, digitale Aufzeichnungen sowie alle 
anderen Informationsobjekte einschließlich der Hilfsmittel und ergänzenden Daten, die für die 
Erhaltung, Ordnung, Benutzung und Auswertung notwendig sind. 

(4) Öffentliches Archivgut ist unveräußerlicher Bestandteil des Landeskulturguts. Eine Ab­
gabe an andere öffentliche Archive ist zulässig, wenn sie im öffentlichen Interesse liegt und 
die Grundsätze dieses Gesetzes für die Aufbewahrung und Benutzung von öffentlichem Ar­
chivgut beachtet werden. 

§3 
Archivgut des Landes und des Bundes 

(1) Als öffentliches Archivgut des Landes werden alle archivwürdigen Unterlagen bestimmt, 
die bei den Verfassungsorganen, Behörden, Gerichten und sonstigen Stellen des Landes, bei 
deren Funktions- und Rechtsvorgängern sowie bei sonstigen der Aufsicht des Landes unter­
stehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und ihrer Vereinigungen entstanden 
sind und vom Landesarchiv nach Maßgabe dieses Gesetzes archiviert werden. 

(2) Die in Wahrnehmung staatlicher Aufgaben entstandenen Unterlagen der SED, der übri­
gen Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen DDR sowie der mit ihnen verbunde­
nen Organisationen und juristischen Personen, soweit sie bei einem Organisationsteil ange­
fallen sind, der auf staatlicher Ebene Funktionsvorgänger des Landes oder einer kleineren 
Einh.eit war, werden wie Archivgut des Landes behandelt. Dies gilt, sobald die in Satz 1 ge­
nannten Unterlagen im Landesarchiv archiviert werden. 

(3) Werden vom Landesarchiv Unterlagen nachgeordneter Stellen des Bundes übernom­
men, so gelten sie als öffentliches Archivgut des Landes im Sinne dieses Gesetzes, soweit 
bundesrechtlich nichts anderes bestimmt ist. Für die Benutzung solcher Unterlagen gelten die 
Vorgaben der§§ 6 und 10 bis 14 des Bundesarchivgesetzes vom 10. März 2017 (BGBI. 1. 
S. 410) in der jeweils geltenden Fassung. 
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§4 
Kommunales Archivgut, Kommunale Archive 

(!) Als kommunales Archivgut werden alle archivwürdigen Unterlagen bestimmt, die bei Ge­
meinden, Landkreisen, bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die deren Aufsicht 
unterstehen, sowie bei deren Funktions- und Rechtsvorgängern entstanden sind. 

(2) Die io Absatz 1 genannten Stellen regeln die Archivierung ihrer Unterlagen in eigener 
Verantwortung und Zuständigkeit. Die Gemeinden und Landkreise nehmen diese Aufgaben 
als Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis wahr. Die Aufgaben der kommunalen Archive 
werden unter Beachtung der Grundsätze dieses Gesetzes durch Satzung bestimmt. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen tragen durch eine angemessene personelle und sach­

liche Ausstattung der kommunalen Archive dafür Sorge, dass sie archivfachlichen Anforderun­
gen entsprechen und die Erhaltung des Archivguts und dessen öffentliche Nutzung gesichert 
sind. 

(4) Sofern Gemeinden kein eigenes öffentliches Archiv unterhalten, bieten sie ihre Unterla­
gen gemeinsamen Archiven, anderen kommunalen Archiven, dem Landesarchiv oder anderen 
archivfachlichen Ansprüchen genügenden öffentlichen Archiven zur Archivierung an. Ist kein 
öffentliches Archiv zur Übernahme bereit, sind die Unterlagen vom Archiv des zuständigen 
Landkreises zu übernehmen. Das Eigentum am Archivgut bleibt unberührt. Die abgebende 
Körperschaft ist zum Kostenausgleich verpflichtet. Ein Rücknahmerecht wird durch di_e Über­
gabe nicht berührt. 

(5) Unterlagen nach§ 3 Abs. 2 werden kein kommunales Archivgut. Sie sind vom Landesar-
chiv zu übernehmen. 

§5 
Sonstiges öffentliches Archivgut 

Die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und ihre Vereinigungen können ihr Archivgut in eigener Verantwortung und Zuständig- . 
keit archivieren. Die von ihnen zu diesem Zweck unterhaltenen öffentlichen Archive bestimmen 
ihre Aufgaben nach den in diesem Gesetz vorgegebenen Grundsätzen durch Satzung. Sofern 
sie kein eigenes Archiv unterhalten, bieten sie ihre Unterlagen dem Landesarchiv zur Archi­
vierung an. In den Fällen des§ 3 Abs. 2 findet§ 5 keine Anwendung. 

§6 
Öffentliche Archive 

Öffentliche Archive im Sinne dieses Gesetzes sind alle Archive, die für das Archivgut von öf­
fentlichen Stellen des Landes, von sonstigen seiner Aufsicht unterstehenden öffentlichen Stel­
len sowie von Gemeinden und Landkreisen zuständig sind. 
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§7 
Aufgaben öffentlicher Archive 

(1) Die öffentlichen Archive haben die Aufgabe, das Archivgut der in den§ 3 und§ 4 Abs. 1 
genannten öffentlichen Stellen zu übernehmen. Sie erfassen, verwahren, erhalten und er­
schließen das von ihnen übernommene Archivgut und stellen es zur Benutzung bereit (Archi- . 
vierung). Zur Ergänzung des übernommenen Archivgutes können sie auch Archivgut anderer 
Herkunft und sonstiges Dokumentationsmaterial erwerben, soweit daran ein besonderes öf­
fentliches Interesse besteht 

(2) Im Rahmen ihrer Zuständigkeit beraten die öffentlichen Archive die öffentlichen Stellen 
bei der Verwaltung und Sicherung ihrer Unterlagen im Hinblick auf die spätere Archivierung. 
Das Landesarchiv soll im Rahmen seiner Möglichkeiten Kommunalarchive, Archive sonstiger 
öffentlicher Stellen sowie nichtstaatliche Archive auf deren Anforderung beraten. 

(3) Die öffentlichen Archive wirken an der Erforschung und Vermittlung der von ihnen ver­
wahrten archivalischen Quellen mit. In diesem Sinne wird das Landesarchiv als Stätte landes­
geschichtlicher Forschung wirksam. Das Landesarchiv soll Vereine und Organisationen mit 
historischer oder kultureller Zielsetzung nach Maßgabe seiner Möglichkeiten unterstützen. 

§8 
Organisation des staatlichen Archivwesens, Zuständigkeit und Aufgaben 

(1) Das öffentliche Archiv des Landes ist das Landesarchiv. 

(2) Der Thüringer Landtag unterhält ein eigenes Archiv und regelt die Archivierung und Be­
nutzung der bei ihm entstandenen archivwürdigen Unterlagen eigenständig nach Maßgabe 
dieses Gesetzes. 

(3) Das Landesarchiv ist zuständig für: 
1. das Archivgut von Behörden, Gerichten und sonstigen öffentlichen Stellen des Landes, 
2. Archivgut von nachgeordneten Stellen des Landes und von sonstigen der Aufsicht des 

Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und ihrer Verei­
nigungen, 

3. Archivgut von nachgeordneten Stellen des Bundes sowie von Gemeinden, Landkreisen 
und kommunalen Verbänden, sofern es ihm angeboten und von ihm übernommen wird. 

(4) Das Landesarchiv nimmt Aufgaben im Rahmen der Aus- und Fortbildung des archivari-
schen Fachpersonals wahr. 

(5) Für die Archivierung elektronischer Unterlagen der nach § 3 Abs. 1 und 3 genannten 
öffentlichen Stellen unterhält das Landesarchiv ein Digitales Magazin. 

(6) Das Landesarchiv wirkt bei der Festlegung von landesweit gültigen Übernahme- und 
Austauschformaten zur Archivierung elektronischer Daten mit. Die landesweit gültigen Über­
nahme- und Austauschformate werden in Form einer Verwaltungsvorschrift durch das für das 
zentrale E-Government und die Informationstechnik zuständige Ministerium unter Einbindung 
der für das staatliche Archivwesen zuständigen obersten Landesbehörde festgelegt. 
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(7) Bei der Planung, vor der Einführung und bei wesentlichen Änderungen von IT-Systemen, 
die zu nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 anzubietenden elektronischen Dokumen­
ten führen, ist das Landesarchiv rechtzeitig darüber zu informieren, insbesondere um sicher­
zustellen, dass die in der Verwaltungsvorschrift nach Absatz 6 genannten Formate beachtet 
und Schnittstellen zum Digitalen Magazin des Landesarchivs berücksichtigt werden. 

(8) Die Kosten für die Übertragung digitaler Daten und die Erstellung von Schnittstellen tra-
gen die abgebenden Stellen. 

(9) . Die Landesregierung kann dem Landesarchiv andere als die in diesem Gesetz oder in 
anderen Rechtsvorschriften genannten Aufgaben übertragen, wenn sie in sachlichem Zusam­
menhang mit dem Archivwesen des Landes und der Erforschung der Landesgeschichte ste­
hen. 

§9 
Aufsicht 

(1) Oberste Archivbehörde des Landes ist die für das staatliche Archivwesen zuständige 
oberste Landesbehörde. Das Landesarchiv ist ihr dienst- und fachaufsichtlich unmittelbar un­
terstellt. 

(2) Die für das staatliche Archivwesen zuständige oberste Landesbehörde regelt durch 
Rechtsverordnung die Benutzung des Landesarchivs einschließlich der für die Nutzung des 
Archivguts zu erhebenden Gebühren und Auslagen in einer Gebührenverordnung. 

(3) Bei den kommunalen Archiven regelt sich die Aufsicht nach den allgemeinen Bestim-
mungen über die Kommunalaufsicht. 

§ 10 
Archivpflege 

Die Archivpflege als verantwortliches Handeln zum Schutz der archivalischen Quellen für die 
Orts- und Landesgeschichte wird vom Freistaat Thüringen unterstützt. Durch fachliche Bera­
tung können die öffentlichen Archive, insbesondere das Landesarchiv, auch nichtstaatliche 
Archiveigentümer bei der Sicherung und Nutzbarmachung ihres Archivgutes beraten, soweit 
daran ein öffentliches Interesse besteht. 

§ 11 
Aussonderung und Anbietung von Archivgut . 

(1) Die in § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 genannten öffentlichen Stellen sind verpflichtet, alle 
Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich sind und deren Aufbewah­
rungsfristen abgelaufen sind, auszusondern und dem zuständigen öffentlichen Archiv zur 
Übernahme anzubieten, sofern bundesrechtlich nichts anderes bestimmt ist. Dies sollte im 
Regelfall unmittelbar na.ch Ablauf der Aufbewahrungsfristen, spätestens jedoch 30 Jahre nach 
Schließung der Unterlagen erfolgen. Ist durch Rechtsvorschriften oder Verwaltungsvorschrif-
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ten eine längere als eine dreißigjährige oder dauernde Aufbewahrung bestirnrnt, wird der Zeit­
punkt des Anbietens und der Übergabe zwischen den in § 3 Abs. 1 und 3 und § 4 Abs. 1 
genannten Stellen und dem öffentlichen Archiv vereinbart. Die in § 3 Abs. 2 genannten Stellen 
sind verpflichtet, die dort genannten Unterlagen dem Landesarchiv unverzüglich vollständig 
anzubieten und sie auf Anforderung herauszugeben. 

(2) Bei elektronischen Unterlagen, die an das Landesarchiv übergeben werden sollen, legt 
das Landesarchiv unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 6 
und 7 den Zeitpunkt Und die Form der Übermittlung vorab fest. Hat das Landesarchiv den 
bleibenden Wert dieser Unterlagen festgestellt, hat die aufbewahrende Stelle nach erfolgrei­
cher und bestätigter Abgabe an das Landesarchiv sämtliche bei sich verbliebenen Kopien zu 
löschen. Über die Löschung ist ein Nachweis zu fertigen, der 30 Jahre aufzubewahren ist. 
Elektronische Unterlagen, die einer laufenden Aktualisierung unterliegen, sind im Benehmen 
mit der abgebenden Stelle zu bestimmten, vorab festzulegenden Stichtagen ebenfalls anzu­
bieten. Der Zeitabstand zwischen den Stichtagen soll ein Jahr nicht unterschreiten. 

(3) Anzubieten sind auch Unterlagen, 
1. die besonderen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung oder über den Datenschutz un­

terworfen sind, 
2. die personenbezogene Daten enthalten, welche nach Rechtsvorschriften des Bundes 

oder des Landes oder nach Artikel 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso­
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung gesperrt, 
gelöscht oder vernichtet werden müssten oder könnten, 

3. die Informationen enthalten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 untersagt ist. 

Die Anbietungspflicht gilt für § 11 Abs. 3 Sat.z 1 Nr. 2 3. Alternative nur, wenn die Vorausset­
zungen von Artikel 17 Abs. 3 Buchs!. d der Verordnung (EU) 2016/679 und für§ 11 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 nur, wenn die Voraussetzungen von Artikel 9 Abs. 2 Buchs!. j der Verordnung 
(EU) 2016/679. vorliegen. Ihre Verarbeitung ist vorbehaltlich den Bedingungen und Garantien 
des Artikels 89 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gestattet. Unberührt bleiben gesetzliche 
Vorschriften über die Löschung oder Vernichtung unzulässig erhobener oder verarbeiteter Da­
ten oder Unterlagen. Soweit die Speicherung der Daten unzulässig war, ist dieses besonders 
zu kennzeichnen. Unberührt bleiben gesetzliche Vorschriften über die Verarbeitung von Da­
ten, die durch einen Eingriff in den Schutzbereich des Artikels 10 des Grundgesetzes erlangt 
wurden. Soweit anzubietende Unterlagen Daten enthalten, die Verfügungsbeschränkungen 
unterliegen, ist die verpflichtete Stelle gehalten, die herausgebende Stelle um die Zustimmung 
zur Anbietung zu ersuchen. 

(4) Die als archivwürdig bewerteten Unterlagen sind innerhalb eines Jahres an das zustän-
dige öffentliche Archiv zu übergeben. 

(5) Die in § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 genannten öffentlichen Stellen dürfen Unterlagen nur 
vernichten oder Daten nur löschen, wenn das zuständige öffentliche Archiv die Übernahme 
abgelehnt oder nicht innerhalb eines Jahres über die Archivwürdigkeit angebotener Unterla­
gen entschieden hat. 
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(6) Von dem Anbieten und Vorlegen von Unterlagen kann im Einvernehmen mit dem zu­
ständigen öffentlichen Archiv abgesehen werden, wenn diese wegen ihres offensichtlich ge­
ringen Quellenwertes nicht archivwürdig sind. 

(7) Ausgesonderte Unterlagen sind im Regelfall zu vernichten, sofern kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Vernichtung schutzwürdige Belange von Betroffenen beein­
trächtigt werden. 

(8) Die in § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 genannten öffentlichen Stellen sind verpflichtet, ein 
Exemplar der von ihnen herausgegeb.enen oder in ihrem Auftrag erscheinenden amtlichen 
Druckschriften und amtlichen Veröffentlichungen dem zuständigen öffentlichen Archiv unmit­
telbar nach Erscheinen zur Verfügung zu stellen. Sofern die Veröffentlichung in elektronischer 
Form erscheint, erfolgt die Abgabe in dieser Form. Die abgebende Stelle räumt dem öffentli­
chen Archiv das Recht ein, die Daten zu speichern, zu vervielfältigen und zu verändern, sofern 
dies zur dauerhaften Archivierung notwendig ist Ebenso wird das Recht zur öffentlichen Zu­
gänglichmachung eingeräumt, sofern der Herausgeber dies nicht ausdrücklich einschränkt 
oder untersagt Von der Abgabepflicht nach unmittelbarem Erscheinen nach Satz 1 ausge­
schlossen sind 
1. Veröffentlichungen, die lediglich zur Information von Presse, Rundfunk und Fernsehen 

bestimmt sind, 
2. Informationsmaterialien geringen Umfangs und von zeitlich begrenzter Dauer. 
Diese nach Satz 5 Nr. 1 und 2 ausgenommenen Unterlagen sind unter der Maßgabe des Ab­
satzes 1 dem öffentlichen Archiv anzubieten. 

§12 
Feststellung der Archivwürdigkeit und Übernahme 

(1) Über die Archivwürdigkeit der angebotenen Unterlagen und über die Übernahme in das 
öffentliche Archiv entscheiden die öffentlichen Archive im Benehmen mit der anbietenden 
Stelle. In den Fällen des§ 3 Abs. 2 sowie den Fällen, in denen eine dauerhafte Aufbewahrung 
in Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen geregelt ist, bedarf es der Feststellung der Archiv­
würdigkeit nicht Das öffentliche Archiv ist seinerseits berechtigt, Unterlagen mit offensichtlich 
geringem Quellenwert auszuscheiden, wenn öffentliche Interessen oder berechtigte Interes­
sen Dritter nicht entgegenstehen. 

(2) Vertretern des zuständigen öffentlichen Archivs ist die Einsicht in die zur Archivierung 
angebotenen Unterlagen und in .die Findmittel der Registraturen zu gewähren. Bei digitalen 
Unterlagen ist ein lesender Zugriff ausschließlich auf die dem zuständigen öffentlichen Archiv 
zur Archivierung angebotenen Unterlagen mit Einblick in die fachliche und technische Doku­
mentation zu gewähren. 

(3) Die Bewertungskriterien im Sinne des § 2 Abs. 2 sind in entsprechenden Verwaltungs-
vorschriften zu regeln. 

(4) Das öffentliche Archiv hat von der Übernahme an ebenso wie die abgebende Stelle die 
schutzwürdigen Belange Betroffener zu berücksichtigen und von der Anbietung an die maß­
geblichen Rechtsvorschriften des Bundes und des Landes über die Geheimhaltung sowie die 
Regelungen des Thüringer Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 17. März 2003 (GVBL 
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S. 185) in der jeweils geltenden Fassung und der Verschlusssachenanweisung für den Frei­
staat Thüringen vom 17. Juni 2011 in der Fassung vom 2. Dezember 2016 (StAnz Nr. 52 
S. 1624) zu beachten. Amtsträger und für den öffentlichen Dienst Verpflichtete in öffentlichen 
Archiven unterliegen allen für die Bediensteten der abgebenden Stellen geltenden Geheim­
haltung svo rsch ritten. 

(5) Übernommenes Archivgut ist auf Dauer und sicher zu verwahren, zu erhalten und vor 
unbefugter Nutzung, Beschädigung oder Vernichtung zu schützen. Archivgut, dem ein blei­
bender Wert nach§ 2 Abs. 2 nicht mehr zukommt, ist zu vernichten, sofern Rechtsvorschriften, 
Aufbewahrungsfristen oder Rechte Dritter nicht entgegenstehen. 

§ 13 
Normierte Bewertungsverfahren 

Bei der Bewertung von Unterlagen kann durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen öf­
fentlichen Archiv und der anbietenden öffentlichen Stelle oder der jeweils zuständigen obers-. . 
ten Landesbehörde ein normiertes Auswahlverfahren durchgeführt werden. Dabei kann von 
gleichförmigen oder wiederkehrenden Unterlagen, die in großer Zahl anfallen, eine exempla­
rische Auswahl getroffen werden. 

§ 14 
Aufbewahrung im Rahme.n laufender Fri.sten 

(1) · Die in § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 genannten öffentlichen Stellen haben die bei .ihnen 
entstehenden Unterlagen innerhalb der durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften vorgege­
benen Aufbewahrungsfristen zu verwahren und zu sichern. Darüber hinausgehende Festle­
gungen über die Aufbewahrung sind im Benehmen mit dem zuständigen öffentlichen Archiv 
zu treffen. 

(2) Archivwürdige Unterlagen können vor Ablauf entsprechender Fristen von dem zuständi­
gen öffentlichen Archiv übernommen werden. Dies -gilt insbesondere für Unterlagen, die ge­
mäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 c) oder Nr. 2 dauernd aufzubewahren sind. 

(3) Archivwürdige Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist noch nicht abgelaufen ist, können 
dem zuständigen öffentlichen Archiv zur befristeten Aufbewahrung als Zwischenarchivgut an­
geboten werden. Die Aufbewahrung des Zwischenarchivguts erfolgt im Auftrag der abgeben­
den Stellen oder ihrer Rechts- und Funktionsnachfolger. Die abgebende Stelle oder deren 
Rechts- oder Funktionsnachfolger bleibt für die Unterlagen und die Entscheidungen über die 
Nutzung durch Dritte weiterhin verantwortlich. 

(4) Für die Abgabe elektronischer Unterlagen nach Absatz 3 gelten die Voraussetzungen 
nach§ 8 Abs. 6 und 7. Mit der erfolgreichen und bestätigten Abgabe an das öffentliche Archiv 
sind elektronische Unterlagen mit Ausnahme der zugehörigen Metadaten in den Systemen der 
abgebenden Stellen zu. löschen. Über die Löschung ist ein Nachweis zu fertigen, der 30 Jahre 
aufzubewahren ist. 
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§ 15 
Datenschutz, Sicherung und Erschließung 

(1) Durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen ist das Archivgut ein­
schließlich der seiner Erschließung dienenden Hilfsmittel vor unbefugter Nutzung zu sichern 
sowie der Schutz personenbezogener Daten oder solcher Unterlagen, die einem besonderen 
gesetzlichen Geheimnisschutz unterliegen, sicherzustellen. Maßnahmen nach Satz 1 sind ge­
eignet, wenn sie mindestens die Anforderungen der Artikel 32 und 89 der Verordnung (EU) 
2016/679 erfüllen. 

(2) Die öffentlichen Archive haben die notwencjigen Maßnahmen zu treffen, um die dau­
ernde Aufbewahrung, Erhaltung und Benutzbarkeit des Archivguts sowie seinen Schutz vor 
Beschädigung oder Vernichtung zu gewährleisten. 

(3) Die öffentlichen Archive sind verpflichtet, die von ihnen archivierten Unterlagen als öf­
fentliches Archivgut nach archivwissenschaftlichen Gesichtspunkten zu ordnen und durch 
Findmittel zu erschließen. 

(4) Zur besseren Erschließung darf das Archivgut elektronisch erfasst und gespeichert wer-· 
den; die Auswertung der gespeicherten Informationen ist nur zur Erfüllung der in diesem Ge­
setz genannten Zwecke zulässig. 

(5) Die Verknüpfung personenbezogener Daten durch das öffentliche Archiv ist innerhalb 
der in § 17 genannten Schutzfristen nur zulässig, wenn schutzwürdige Belange betroffener 
Personen oder Dritte nicht beeinträchtigt werden. 

(6) Der Zugang zu unzulässig erhobenen Daten wird ausschließlich gewährt, wenn die Be­
nutzung der Rehabilitierung Betroffener, der Wiedergutmachung oder dem Zweck gemäß§ 17 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 dient. 

(7) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des Thüringer Datenschutzgesetzes unberührt. 

(8) Die öffentlichen Archive sind berechtigt, Archivgut sowie die dazugehörigen Findmittel 
unter Wahrung schutzwürdiger Belange betroffener Personen und Dritter zu veröffentlichen. 
Sofern das Archivgut den Schutzfristenregelungen nach§ 17 Abs. 1 Satz 2 bis 4, Abs. 3 und 
6 oder den Beschränkungen nach § 18 unterliegt, sind diese bei der Veröffentlichung entspre­
chend zu berücksichtigen. 

§ 16 
Benutzung von Archivgut 

(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes das Recht, Archivgut in öffentlichen Archiven 
auf Antrag zu nutzen, soweit nicht Schutzfristen, Einschränkungen in besonderen Fällen oder 
andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. Vereinbarungen zugunsten nichtöffentlicher Ei­
gentümer von Archivgut bleiben unberührt. 

(2) Die Benutzung ist schriftlich zu beantragen. Die Benutzungsgenehmigung erteilt das ver-
wahrende öffentliche Archiv. 
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(3) Der Nutzer ist verpflichtet, von einem Werk, das er unter wesentlicher Verwendung von 
Archivgut verfasst oder erstellt hat, nach Veröffentlichung des Werkes dem verwahrenden öf­
fentlichen Archiv unaufgefordert einen Beleg in der veröffentlichten Form unentgeltlich abzu­
liefern. Ist dem Nutzer die unentgeltliche Ablieferung eines Belegexemplares insbesondere 
wegen der niedrigen Auflage oder der hohen Herstellungskosten nicht zumutbar, kann er dem 
verwahrenden öffentlichen Archiv entweder ein Exemplar des Werkes zur Herstellung einer 
Vervielfältigung für einen angemessenen Zeitraum überlassen oder eine Entschädigung bis 
zur Höhe des halben Ladenpreises verlangen. Wenn ein Ladenpreis nicht besteht, kann der 
Nutzer eine Entschädigung bis zur Höhe der halben Herstellungskosten des Belegexemplares 
verlangen. Eine elektronische Ablieferung ist ebenfalls möglich. 

(4) Öffentliche Archive berücksichtigen bei der Ausgestaltung der Rechte von Nutzern und 
der Bereitstellung von öffentlichen Informationen über Archivgut die Belange von Menschen 
mit Behinderungen. Sie gestalten die Zugänglichkeit zu Gebäuden und Archivgut schrittweise 
barrierefrei entsprechend den geltenden Vorschriften. 

§17 
Schutzfristen 

(1) Die Benutzung von Archivgut wird im Regelfall 30 Jahre nach Schließung der Unterlagen 
freigegeben, sofern durch Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. Unbeschadet dieser 
allgemeinen Schutzfrist darf Archivgut, das sich nach seiner Zweckbestimmung oder nach sei­
nem wesentlichen Inhalt auf eine oder mehrere natürliche Personen bezieht oder die schüt­
zenswerte Privatsphäre berührt (personenbezogenes Archivgut), erst zehn Jahre nach dem 
Tod der betreffenden Person benutzt werden. Ist das Todesjahr nicht oder nur mit hohem 
Aufwand feststellbar, endet die Schutzfrist 100 Jahre nach der Geburt der betroffenen Person. 
Kann auch deren Geburtsjahr nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand festgestellt werden, 
endet der Schutz 60 Jahre nach Schließung der Unterlagen. 

(2) Die Schutzfrist nach Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für solche Unterlagen, die bereits bei ihrer 
Entstehung zur Veröffentlichung 'bestimmt waren oder für Unterlagen, für die vor der Übergabe 
an das Landesarchiv bereits ein Zugang oder eine Veröffentlichung nach dem Thüringer Infor­
mationsfreiheitsgesetz vorlag. Außerdem findet sie auf Unterlagen im Sinne des § 3 Abs. 2 
sowie der staatlichen Verwaltungsbehörden der ehemaligen DDR, die nicht personenbezogen 
sind, keine Anwendung. 

(3) Archivgut, das besonderen Geheimhaltungsvorschriften unterliegt, darf erst 60 Jahre 
n<ich seiner Schließung benutzt werden. Für personenbezogenes Archivgut, das besonderen 
Geheimhaltungs- und Schutzfristen unterliegt, beträgt die Schutzfrist, wenn das Todesjahr be­
troffener Personen feststellbar ist, 30 Jahre nach dem Tod beziehungsweise 130 Jahre nach 
der Geburt bei nicht zu ermittelndem Todesjahr. Sind weder Geburts- noch Todesjahr zu er­
mitteln, darf das Archivgut erst 90 Jahre nach dessen Schließung benutzt werden. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 festgesetzten Schutzfristen gelten auch für die Benutzung 
durch öffentliche Stellen. Die Benutzung von Archivgut durch öffentliche Stellen nach§ 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1, bei denen es entstanden ist, die es abgegeben haben oder die an deren 
Stelle fachlich oder aufgabenbezogen zuständig sind, ist auch innerhalb der Schutzfristen 
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möglich; die Schutzfristen sind jedoch zu beachten, wenn das Archivgut aufgrund besonderer 
Vorschriften hätte gesperrt, gelöscht oder vernichtet werden müssen. 

(5) Die Schutzfristen können vom verwahrenden öffentlichen Archiv im Einzelfall auf Antrag 
des Nutzers verkürzt werden, wenn besondere schutzwürdige Belange nicht entgegenstehen. 
Bei personenbezogenem Archivgut ist eine Verkürzung der Schutzfristen zulässig, wenn: 
1. die Benutzung für ein bestimmtes Forschungsvorhaben erforderlich ist und schutzwür­

dige Belange der betroffenen Person oder Dritter nicht beeinträchtigt werden oder das 
öffentliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens die schutzwürdi­
gen Belange erheblich überwiegt. 

2. . die Benutzung zur Wahrnehmung berechtigter Belange wie zum Zweck der Strafverfol­
gung, der Rehabilitierung von Betroffenen, Vermissten und Verstorbenen, der Wieder­
gutmachung, der Hilfeleistung nach dem Häftlingshilfegesetz, dem Schutz des Persön­
lichkeitsrechtes, der Aufklärung von Verwaltungsakten oder der Aufklärung des Schick­
sals Vermisster und ungeklärter Todesfälle erforderlich ist. 

Die Forschungsergebnisse nach Satz 2 Nr. 1 sind ohne personenbezogene Angaben aus dem 
Archivgut zu veröffentlichen, es sei denn, es handelt sich um Amtsträger in Ausübung ihrer 
Ämter oder Personen der Zeitgeschichte, sofern deren schützenswerte Privatsphäre nicht be- . 
troffen ist. Für Archivgut, welches besonderen Geheimhaltungsvorschriften unterliegt oder für 
das ein besonderes Schutzbedürfnis gegeben ist, ist zusätzlich das Einvernehmen mit der 
abgebenden Stelle herzustellen. 

(6) Eine Benutzung personenbezogenen Archivguts ist unabhängig von den festgelegten 
Schutzfristen auch zulässig, wenn es sich um den Betroffenen selbst handelt oder wenn die 
Person, auf die sich das Archivgut bezieht, oder im Falle ihres Todes, ihre Angehörigen zuge­
stimmt haben. Die Einwilligung ist durch den Benutzer von den Angehörigen einzuholen. Für 
die Erteilung der Einwilligung befugte Angehörige sind: 
1. der Ehegatte, 
2. der eingetragene Lebenspartner, 
3. sofern der Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner verstorben· ist oder ein solcher 

nicht vorhanden ist, die Kinder der betroffenen Person, 
4. wenn weder Personen nach Nummer 1 oder 2 noch nach Nummer 3 vorhanden sind, 

die Eltern der betroffenen Person. Die Zustimmung der Angehörigen setzt die mutmaß­
liche Einwilligung der Betroffenen voraus. 

Sind überwiegende schutzwürdige Belange Dritter zu wahren, ist gemäß § 19 Abs. 1 Satz 1 
zu verfahren. 
Absatz 5 Satz 4 gilt entsprechend. 

(7) Die festgelegten Schutzfristen können durch das verwahrende öffentliche Archiv um 
höchstens 20 Jahre verlängert werden, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt; davon blei­
ben die in Absatz 3 festgelegten Schutzfristen unberührt. 

§ 18 
Einschränkung der Benutzung in besonderen Fällen 

(1) Die Benutzung von Archivgut ist einzuschränken oder zu versagen, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, dass 
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1. dem Wohl der Bundesrepublik Deutschland oder dem Wohl eines ihrer Länder wesent-
liche Nachteile erwachsen, 

2. schutzwürdige Belange betroffener Personen oder Dritter beeinträchtigt werden, 
3. Rechtsvorschriften über Geheimhaltung verletzt würden, 
4. der Erhaltungszustand des Archivgutes beeinträchtigt würde, 
5. durch die Benutzung ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entstünde, 
6. Vereinbarungen mit gegenwärtigen oder früheren Eigentümern entgegenstehen oder 
7. aus anderen wichtigen Gründen, insbesondere aufgrund der Verfolgung sachwidriger 

Interessen. 

(2) Die Benutzung von archivierten Unterlagen, die Rechtsvorschriften des Bundes über 
Geheimhaltung unterliegen, richtet sich nach den Regelungen des Bundesarchivgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die für das staatliche Archivwesen zuständige oberste Landesbehörde entscheidet über 
die Einschränkung oder Versagung der Benutzung des Archivguts des Landesarchivs in den 
Fällen nach Absatz 1 Nr. 1. Das Landesarchiv entscheidet über die Einschränkung oder Ver­
sagung in den Fällen nach Absatz 1 ·Nr. 2 bis 7. 

§ 19 
Auskunfts- und Berichtigungsrecht 

(1) Einer betroffenen Person ist, ohne Rücksicht auf die in.§ 17 Abs. 1 festgelegten Schutz­
fristen, auf Antrag Auskunft über die im Archivgut zu ihrer Person enthaltenen Daten zu ertei­
len, soweit diese erschlossen sind. Ein Auskunftsanspruch nach Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2016/679 besteht nicht. Die Entscheidung hierüber und über das dabei zu verwendende 
Format trifft das öffentliche Archiv. Artikel .20 der Verordnung (EU) 2016/679 gilt insoweit nicht. 
Statt einer Auskunft kann das Archiv Einsicht in die Unterlagen gewähren. Für die Sätze 1 und 
5 gilt § 17 Abs. 5 Satz4 entsprechend. 

(2) Das öffentliche Archiv ist verpflichtet, den zum Archivgut gehörigen Unterlagen eine Ge­
gendarstellung der betroffenen Person auf deren Verlangen beizufügen, wenn diese durch 
eine in den Unterlagen enthaltene Tatsachenbehauptung betroffen ist und ein berechtigtes 
Interesse an der Gegendarstellung glaubhaft macht. Weitergehende Ansprüche der betroffe­
nen Person aus Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679, insbesondere auf Löschung von 
Daten, sowie aus Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679 auf Einschränkung der Verarbei­
tung der Daten, bestehen nicht. Nach ihrem Tod steht das Gegendarstellungsrecht den Ange­
hörigen gemäß§ 17 Abs. 6 zu. Weitergehende Pflichten nach Bundesrecht bleiben unberührt. 

(3) Die Gegendarstellung nach Absatz 2 bedarf der Schriftform und muss von der betroffe­
nen Person oder ihren Angehörigen unterzeichnet sein. Sie muss sich auf Angaben über Tat­
sachen beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt haben. 

(4) Ein durch besondere Rechtsvorschriften geregelter Anspruch auf nachträgliche Berich­
tigung von Unterlagen oder Löschung wegen unzulässiger Datenverarbeitung wird durch die 
Übernahme der Unterlagen in ein öffentliches Archiv nicht berührt. Ein Widerspruchsrecht 
nach Artikel 21 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gegen die Archivierung rechtmäßig ge­
speicherter personenbezogener Daten besteht nicht. 
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(5) Das Gegendarstellungsrecht gemäß Absatz 2 gilt nicht für amtliche Niederschriften und 
Berichte über öffentliche Sitzungen der gesetzgebenden oder beschließenden Organe des 
Bundes, der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände und anderer juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts sowie der Gerichte. 

(6) Eine Mitteilungspflicht des öffentlichen Archivs nach Artikel 19 der Verordnung (EU) 
2016/679 gegenüber allen Empfängern, denen personenbezogene Daten offengelegt wurden, 
besteht nicht. 

§ 20 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nicht für: 
1. öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und deren Vereinigungen; 
2. öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten; 
3. öffentlich-rechtliche Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die am wirtschaftli­

chen Wettbewerb teilnehmen, und deren Zusammen.schlüsse; 
4. solche Zweckverbände, deren Zweck der Betrieb eines öffentlich-rechtlichen Unterneh­

mens mit eigener Rechtspersönlichkeit ist, das am wirtschaftlichen Wettbewerb teil­
nimmt. 

§ 21 
Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form. 

§ 22 
1 nkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 
1. das Thüringer Archivgesetz vom 23. April 1992 (GVBI. S. 139), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 2. Juli 2016 (GVBI. S. 228), und 
2. die Thüringer Verordnung über das Antragsrecht nach dem Gesetz zum Schutz deut­

schen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 30. März 1995 (GVBI. S. 164). 
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Begründung zum Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut 
(Thüringer Archivgesetz -ThürArchivG-) 

A. Allgemeines 

Das Thüringer Archivgesetz (ThürArchivG) vom 23. April 1992 (GVBI. S. 139) wurde mit Ge­
setz vom 2. Juli 2016 (GVBI. S. 228) novelliert. Gegenstand der Novellierung war die Reform 
der Organisationsstrukturen des staatlichen Archivwesens mit dem Ziel einer effizienteren 
staatlichen Archivverwaltung. Die ehemals sechs selbständigen Staatsarchive wurden dabei 
zu einem Landesarchiv zusammengelegt. Aufgrund der im Rahmen der Anhörungen vorge­
brachten Vorschläge und Hinweise zu einer weitergehenden Novellierung des Archivgesetzes 
fasste der Landtag am 22. Juni 2016 einen Beschluss (Drucksache 6/2368), der die seitens 
des Landtags notwendigen Novellierungsbedarfe formuliert. 

Auf Grundlage der im oben genannten Beschluss formulierten Schwerpunkte wird im vorlie­
genden Gesetzentwurf das geltende Archivrecht, dessen wesentlicher Inhalt von 1992 ist, 
durch eine fachliche Überarbeitung des Archivgesetzes weiter entwickelt und modernisiert. 
Dies betrifft insbesondere: 

1. die Erweiterung der Definition des Unterlagenbegriffs in § 2 Abs. 3 um digitale Auf­
zeichnungen und Informationsobjekte, 

2. die Konkretisierung der Aufgaben der kommunalen Archive und der Verantwortlichkeit 
ihrer Träger in § 4 Abs. 1 bis 3 hinsichtlich einer archivfachlichen Anforderungen ent­
sprechenden personellen und sachlichen Ausstattung und der Sicherung der Erhaltung 
und öffentlichen Nutzung des Archivguts, 

3. die Auffangfunktion in § 4 Abs. 4 für den Fall, dass Gemeinden kein eigenes oder ge­
meinsames Archiv unterhalten, 

4. klarstellende Ergänzungen zu den Aufgaben des Landesarchivs in § 8 Abs. 4 bis 7, 
§ 7 Abs. 2 und § 10 hinsichtlich seiner Verantwortlichkeiten 

a. für die Aus- und Fortbildung des archivarischen Fachpersonals, 
b. für die Übernahme elektronischer Unterlagen in ein Digitales Magazin, 
c. bei der Festlegung von landesweit gültigen Übernahme- und Austauschforma­

ten zur Archivierung, 
d. bei der Planung, vor der Einführung und bei wesentlichen Änderungen von IT­

Systemen, 
e. bei der fachlichen Beratung von öffentlichen Stellen, Kommunalarchiven, nicht­

staatlichen Archiven und Privatpersonen. 
5. klarstellende Regelungen in § 17 hinsichtlich der Schutzfristen, ihrer Verkürzung sowie 

der Überarbeitung der Schutzfristdauer sowie 
6. die in § 16 im Interesse einer vereinfachten Nutzung durch Bürger normierte Abkehr 

vom Erfordernis des Nachweises eines „berechtigten Interesses" zur Nutzung von Ar­
chivgut hin zum Jedermanns-Recht auf Nutzung öffentlichen Archivguts. 

Darüber hinaus hat sich aufgrund der fortschreitenden technologischen Entwicklungen, der 
Einführung des E-Government, der Einsatz fachspezifischer IT-Verfahren sowie IT-gestützter 
Vorgangsbearbeitungen ein Anpassungsbedarf gezeigt. Bereits nach dem geltenden Archiv­
gesetz sind dem zuständigen öffentlichen Archiv alle Unterlagen - sowohl papiergebundene 
als auch elektronische - anzubieten. Um zu gewährleisten, dass die öffentlichen Archive auch 
unter den veränderten Bedingungen der modernen Informations- und Kommunikationstechnik 
und der damit einhergehenden Zunahme von ausschließlich elektronisch vorgehaltenen Un­
terlagen ihre Aufgabe als Gedächtnis der Gesellschaft weiterhin erfüllen können, muss das 
Archivrecht um entsprechende Neuregelungen ergänzt werden. Dabei muss sichergestellt 
werden, dass den Interessen Betroffener am Schutz ihrer personenbezogenen Daten hinrei­
chend Rechnung getragen wird. Hervorzuheben sind insbesondere folgende Regelungen: 
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• In§ 11 Abs. 2 wird das Verfahren der Anbietungspflicht für elektronische Unterlagen, die 
vom Landesarchiv zu übernehmen sind, für die anbietenden Stellen klarstellend geregelt. 
Ebenfalls geregelt wird die Anbietungspflicht der abliefernden Stellen für elektronische 
Unterlagen, die einer laufenden Aktualisierung unterliegen. Damit wird im Grundsatz die 
Archivierung dieser Daten zu bestimmten Stichtagen ermöglicht, die ansonsten in Folge 
laufender Aktualisierungen unwiderruflich gelöscht wären. Diese Regelung wirkt der Ge­
fahr drohender Archivierungsverluste entgegen. 

• In § 11 Abs. 3 wird die Anbietungspflicht auf Unterlagen, die nach besonderen Rechts­
vorschriften des Bundes, des Landes oder der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf­
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22 .. 11.2016, S. 72) gesperrt, gelöscht oder vernichtet werden 
müssten, erweitert. Dieses Verfahren stellt sicher, dass Unterlagen in jedem Fall dem 
zuständigen öffentlichen Archiv angeboten werden müssen und diese nicht unkontrolliert 
vernichtet werden oder verloren gehen. Dabei ist die unzulässige Speicherung von Daten 
besonders zu kennzeichnen. 

• § 12 Abs. 2 sichert dem Landesarchiv die Wahrnehmung seiner Aufgaben hinsichtlich der 
Feststellung der Archivwürdigkeit von digitalen Unterlagen mittels Gewährung von Leser­
echten sowie Einblicken in die fachliche und technische Dokumentation. 

Weiterhin sind für den vorliegenden Gesetzentwurf die Regelungen der Verordnung (EU) 
2016/679, die ab dem 25. Mai 2018 anzuwenden. sind, zu beachten. Die Verordnung (EU) 
2016/679 wird nach Artikel 288 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union unmittelbar gelten und bedarf keiner Umsetzung in das nationale Recht der Mitglied­
staaten. Ziel der Verordnung (EU) 2016/679 ist ein gleichwertiges Schutzniveau für die Rechte 
und Freiheiten von natürlichen Personen bei der Verarbeitung von Daten in allen Mitgliedstaa­
ten (Erwägungsgrund 10) der Verordnung (EU) 2016/679. Sie wird auch für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zu archivischen Zwecken gelten, jedoch erstreckt sich ihre Geltung 
nicht auf die Daten Verstorbener. In diesem Zusammenhang enthält die Verordnung (EU) 
2016/679 Regelungen, die unmittelbare Auswirkungen auf die Aufgaben öffentlicher Archive 
haben werden. Gemäß den Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 werden Daten verar­
beitenden Stellen, zu denen auch die öffentlichen Archive zählen, zusätzliche Aufgaben über­
tragen, die jedoch dem Zweck der Archive widersprechen. Hervorzuheben ist, dass die Archi­
vierung grundsätzlich verschieden von der Datenspeicherung in anderen Behörden ist. Die 
Verarbeitung von Daten in einem Archiv (Archivierung) hat vor allem deren dauerhafte Erhal­
tung zum Ziel und entsprichtdamit nicht mehr dem ursprünglichen Zweck, zu dem die Daten 
in der laufenden Verwaltung erhoben wurden. Dass dieser Unterschied dem EU-Gesetzgeber 
bewusst ist, spiegelt sich auch in den einzelnen Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679 
wider, indem einzelne Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 in öffentlichen Archiven 
entweder grundsätzlich nicht gelten oder die Geltung ausgeschlossen werden kann. Der Aus­
schluss der in Artikel 89 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/679 aufgeführten Regelungen (Ar­
tikel 15, 16, 18, 19, 20 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679) bedarf jedoch einer ausdrück­
lichen Derogation durch den jeweils zuständigen Gesetzgeber des Mitgliedsstaats der EU. 
Diese Derogationen stehen unter dem Vorbehalt des Artikels 89 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2016/679. Dieser enthält die Garantie, dass die Rechte und Freiheiten der Person gemäß der 
Verordnung (EU) 2016/679 bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu im öffentlichen 
Interesse liegenden Archivzwecken, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe­
cken oder zu statistischen Zwecken beachtet werden. Der EU-Gesetzgeber hat mit dieser Re­
gelung den Mitgliedstaaten die Möglichkeit der Derogation mit dem Wissen eingeräumt, dass 
in den Mitgliedstaaten, wie zum Beispiel in Deutschland auf Bundes- und auf Länderebene, in 
der Regel für Archivgut die spezialgesetzlichen Schutzbestimmungen der Archivgesetze gel­
ten, welche zum Teil weit über Datenschutzrechte hinausgehen, die die Verordnung (EU) 
2016/679 vorsieht. Das Thüringer Archivgesetz enthält entsprechend dem Vorgenannten spe­
zialgesetzliche Schutzbestimmungen, die als geeignete Garantie zu verstehen sind, dass die 
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Rechtsgüter der betroffenen Personen beachtet werden. Geeignete Garantien für die Rechts­
güterwahrung der betroffenen Personen sind etwa: 

1. die Anonymisierung oder Pseudonymisierung der personenbezogenen Daten, 
2. technische Vorkehrungen gegen unbefugte Kenntnisnahme, 
3. spezifische Anforderungen an die Datensicherheit oder die Datenschutzkontrolle, 
4. Festlegung von besonderen Aussonderungsprüffristen, 
5. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgängen Beteiligten, 
6. Beschränkung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der verant-

wortlichen Stelle, 
7. von anderen Daten getrennte Verarbeitung, 
8. Verschlüsselung personenbezogener Daten, · 
9. Versagung der Archivbenutzung in Folge entsprechender Rechtsgüterabwägung. 

Die genannten Schutzmaßnahmen werden im Landesarchiv Thüringen voll umfänglich ein- und 
umgesetzt. Aufgrund der vorhandenen Schutzmaßnahmen ist die Aufnahme der nach der Ver­
ordnung (EU) 2016/679 möglichen Derogation im Thüringer Archivrecht unter Aspekten des 
Datenschutzes als unbedenklich anzusehen. 
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 - Geltungsbereich 

In§ 1 wird der bisherige§ 1 ThürArchivG übernommen und der Geltungsbereich des Thüringer 
Archivgesetzes benannt. 

Zu § 2 - Öffentliches Archivgut 

In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird der bisherige § 2 Abs. 1 ThürArchivG übernommen und das öffentliche 
Archivgut definiert. Satz 2 übernimmt aufgrund des Sachzusammenhangs den Wortlaut des 
bisherigen Absatzes 4. 

In Absatz 2 werden die Kriterien, die für die Feststellung der Archivwürdigkeit von Bedeutung 
sind, definiert und im Wesentlichen der bisherige § 2 Abs. 2 ThürArchivG übernommen. Er­
gänzend wird klargestellt, dass die archivwürdigen Unterlagen auch 

1. für das Verständnis zukünftiger Ereignisse und Entwicklungen von Bedeutung sind, 
2. der Sicherung berechtigter Belange dienen, 
3. Unterlagen sind, die von bleibendem Wert für Gesetzgebung, Regierung, Verwaltung 

oder Rechtsprechung sind sowie · 
4. durch Rechtsvorschriften oder auch Vereinbarungen bestimmt sein können. 

Die Regelung in Absatz 2 Nr. 3 wird aufgrund des im Thüringer Koalitiönsvertrag in Ziffer 12.4 
unter der Überschrift „Umsetzung der Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses" 
aufgenommen, der unter anderem „die unbegrenzte Archivierung von Staatsschutzdelikten 
(Hauptstaatsarchiv)" als umzusetzendes Vorhaben vorsieht. Ziel dieser Forderung ist es, dass 
künftig alle Vorgänge, die Staatsschutzdelikte betreffen, beim Landesarchiv aufbewahrt wer­
den sollen, wobei eine Entscheidung über die Archivierung nicht von einer vorhergehenden 
Ermessensprüfung durch das Landesarchiv abhängig sein soll. Um diesen Vorgaben gerecht 
zu werden wird die Regelung entsprechend ergänzt. 

In Absatz 3 wird umfassend der archivrechtliche Begriff der Unterlagen definiert. Aufgezählt 
werden die Überlieferungsträger im archivtechnischen Sinne. Dabei wird vor dem Hintergrund 
der technischen Entwicklungen klargestellt, dass von dem Begriff auch digitale Unterlagen 
umfasst sind. Mit dem Begriff „Informationsobjekte" wird herausgestellt, dass die Information 
selbst zum Gegenstand der Überlieferung wird und nicht mehr ausschließlich die stoffliche 
Unterlage Überlieferungsträger ist. Zu den Hilfsmitteln und ergänzenden Daten zählen alle 
analogen und digitalen Materialien, wie zum Beispiel auch Metadaten oder elektronische Ver­
fahren. 

In Absatz 4 wird im Wesentlichen der bisherige § 2 Abs. 5 ThürArchivG übernommen und 
herausgestellt, dass es sich beim öffentlichen Archivgut um unveräußerliches Kulturgut des 
Landes handelt. Als Kulturgut des Landes ist jede bewegliche Sache oder Sachgesamtheit 
von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder aus anderen Bereichen 
des kulturellen Erbes in Bezug auf den Freistaat Thüringen zu verstehen. 

Zu § 3 - Archivgut des Landes und des Bundes 

In § 3 wird weitestgehend der bisherige § 3 ThürArchivG übernommen und wird in Absatz 2 
bloß redaktionell geändert. 

Im Absatz 1 wird das öffentliche Archivgut des Landes definiert und die archivwürdigen Unter­
lagen werden nach ihrer Herkunft benannt. Außer den genannten Stellen kann Archivgut auch 

4 



bei deren Funktions- und Rechtsvorgängern entstanden sein. Der Begriff "Funktionsvorgän­
ger'' ist weiter als der Begriff des "Rechtsvorgängers" und gewählt worden, weil jetzt existie­
rende öffentliche Stellen nicht oder nicht in vollem Umfang Rechtsnachfolger früher bestehen­
der Einrichtungen sind. Damit soll sichergestellt werden, dass auch die in öffentlich-rechtlicher 
Zuständigkeit entstandenen Unterlagen nicht für die historische Überlieferung verloren gehen. 

Absatz 3 wird um die konkret zu beachtenden Vorschriften der §§ 6 und 10 bis 14 des Bun­
desarchivgesetzes vom 10. März 2017 (BGBI. 1. S. 410) in der jeweils geltenden Fassung 
ergänzt. 

Zu § 4 - Kommunales Archivgut, Kommunale Archive 

Das ko.mmunale Archivgut gehört wie das Archivgut des Landes zum Kulturgut, das besonde­
ren Schutz genießt. Die Bestimmung regelt die Grundzüge des kommunalen Archivwesens 
unter Beachtung der Selbstverwaltungsgarantie. § 4 bezweckt mit der Ergänzung des bisheri­
gen Wortlauts des § 4 ThürArchivG die Klarstellung der Aufgaben und Stärkung der Bedeutung 
kommunaler Archive. 

In Absatz 1 wird das kommunale Archivgut definiert und die archivwürdigen Unterlagen nach 
ihrer Herkunft benannt. Kommunales Archivgut sind vor allem die bei Gemeinden, Landkreisen 
oder sonstigen kommunalen Zusammenschlüssen anfallenden Unterlagen. Die Regelung um­
fasst auch die Unterlagen, die bei der Erledigung von Aufgaben des übertragenen Wirkungs­
kreises entstanden sind. 

Im Absatz 2 wird die Verantwortung und eigene Zuständigkeit der in Absatz 1 genannten kom­
munalen Stellen für die Archivierung ihrer Unterlagen hervorgehoben. Klargestellt wird, dass 
die Gemeinden und Landkreise diese Aufgaben als Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis 
wahrnehmen. Die Aufgaben der von den in Absatz 1 genannten Einrichtungen unterhaltenen 
Archive sollen durch eine Satzung bestimmt sein. Diese Satzung hat die in diesem Gesetz 
vorgegebenen Grundsätzen zu beachten. Das Nichtvorhandensein einer Satzung befreit die 
in Absatz 1 genannten Einrichtungen nicht von der pflichtigen Selbstverwaltungsaufgabe der 
Sicherung ihres Archivguts. 

In den Absätzen 3 und 4 wird den in Absatz 1 genannten Stellen eine Richtung vorgegeben, 
wie sie ihr Archivgut sichern können. Die.Aufgabe der Archivierung durch öffentliche Archive 
nach § 7 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes ist nur gewährleistet, wenn sie dafür Sorge tragen, 
dass die archivfachlichen Anforderungen vor allem in personeller und sachlicher Ausstattung 
erfüllt werden. Hierzu zählt auch die bauliche und einrichtungsmäßige Ausstattung. Das Archiv 
entspricht archivfachlichen Anforderungen, wenn es hauptamtlich oder hauptberuflich von 
fachlich geeignetem Personal betreut wird. Dem steht es gleich, wenn das Archiv durch ge­
eignetes Personal betreut wird, dessen Beratung durch ein öffentliches Archiv, bei dem Ar­
chivfachpersonal tätig ist, sichergestellt ist. Der Umfang der personellen Ausstattung oder der 
sonstigen Anforderungen richtet sich im Einzelfall nach der Qualität und Quantität des Archiv­
guts, seinem Erhaltungs- und Erschließungszustand sowie der Nutzungsintensität und kann 
deshalb nicht allgemein festgelegt werden. 

Durch den Absatz 4 wird geregelt, wie die Gemeinden ihr Archivgut sichern können, sofern sie 
kein eigenes Archiv unterhalten. Im Interesse des Erhalts archivwürdiger Unterlagen soll des­
halb auch die Archivierung bei anderen öffentlichen Archiven zulässig sein, wobei die Kosten­
erstattung zu regeln ist. 

Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 3 ThürArchivG. 
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Zu § 5 - Sonstiges öffentliches Archivgut 

In § 5 wird der bisherige§ 5 ThürArchivG übernommen. Diese Regelung betrifft das Archivgut 
der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts. Dieses ergänzt das staatliche Archivgut und besitzt deshalb einen vergleichbar hohen 
Dokumentationswert für die Geschichte des Landes und seine Bewohner und ist demzufolge 
durch entsprechende Schutzvorschriften vor Vernichtung oder Zersplitterung zu schützen. 

Zu § 6 - Öffentliche Archive 

In § 6 wird der bisherige§ 6 ThürArchivG übernommen und wird lediglich redaktionell überar­
beitet. § 6 enthält eine nähere Regelung über die öffentlichen Archive als die für das öffentliche 
Archivgut zuständigen Institutionen und beschreibt verschiedenen Arten von öffentlichen Stel­
len, deren Archivgut von öffentlichen Archiven aufbewahrt wird. Im Einzelnen werden sie be­
reits in den §§ 3 bis 5 genannt. 

Zu § 7 - Aufgaben öffentlicher Archive 

In § 7 werden die Aufgaben öffentlicher Archive geregelt. Zusätzlich werden die Regelungen 
um besondere Aufgaben des Landesarchivs ergänzt. 

In Absatz 1 wird der Wortlaut des bisherigen § 7 Abs. 1 ThürArchivG übernommen und aus­
drücklich die Hauptaufgabe öffentlicher Archive definiert. Sie verdeutlicht Sinn und Zweck der 
Archivierung und umfasst alle Tätigkeiten, die aus den in den Stellen nach§ 3 Abs. 1 und § 4 
Abs. 1 vorhandenen Unterlagen (Registraturgut) Archivgut machen. Ebenfalls umfasst sind die 
sachgemäße Aufbewahrung und die Maßnahmen der Erhaltung, um Archivgut vor Verlust oder 
Beschädigung zu bewahren. Auch wird das Archivgut fur die Nutzung bereitgestellt, in dem es 
inhaltlich erschlossen und in Findmitteln verfügbar gemacht wird. 

In dem Absatz 2 wird die Beratungsfunktion der öffentlichen Archive im Rahmen ihrer Zustän­
digkeit im vorarchivischen Bereich geregelt. Zu den Aufgaben der öffentlichen Archive gehört 
die Beratung und Unterstützung der öffentlichen Stellen in ihrem Zuständigkeitsbereich zur 
Erleichterung des Anbietungs- und Übernahmeverfahrens sowie im Interesse der Rationalisie­
rung der gesamten Schriftgutverwaltung. Eine fachgerechte Anlage und Ablage von Akten un­
ter Verwendung von Aktenplänen stellt die Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns si­
cher und gestattet eine personenunabhängige Aufgabenwahrnehmung. Die Dokumentation 
und Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns dient einem funktionierenden demokrati­
schen Rechtsstaat. Eine rationelle Schriftgutverwaltung liegt somit nicht nur im Interesse einer 
stringenten Bewertung und Archivierung, sondern kommt der gesamten Verwaltung zugute. 
Archive beraten hinsichtlich der Schriftgutverwaltung und tragen auf diese Weise zu einer op­
timalen Organisation von Arbeitsprozessen bei. Im Rahmen des E-Government und der Ein­
führung von elektronischen Akten aus Vorgangsbearbeitungs- oder Dokumentenmanage­
mentsystemen ist eine strukturierte Ablage der Akten für ein Wiederauffinden unabdingbar. Da 
elektronische Akten auch im Rahmen der Aufbewahrungsfristen in der Behörde gesichert und 
in andere Datenformate gewandelt werden müssen, muss die Authentizität, Integrität, Vertrau­
lichkeit und Verfügbarkeit digitaler Information gewahrt werden. Dies kann nur über eine sach­
gerechte Schriftgutverwaltung geschehen, die archivfachliche Gesichtspunkte berücksichtigt. 
Darüber hinaus berät das Landesarchiv im Rahmen seiner Möglichkeiten auch nichtstaatl.iche 
Archiveigentümer. Diese Aufgabe ist historisch begründet und gehört seit jeher zum Selbst­
verständnis der staatlichen Archive. Zweck der Beratung ist es, nichtstaatliche Archiveigentü­
mer über archivfachliche Standards bei der Übernahme, Erfassung, Verwahrung, Erhaltung 
und Erschließung von Archivgut zu informieren. Rechtliche Hinweise zum personenbezoge­
nen Datenschutz, zum Urheberrecht und die Au.swirkungen auf die Nutzung von Archivgut 
stellen sicher, dass die Standards öffentlicher Archive auch bei nichtstaatlichen Archiven be­
achtet werden. Diese Beratung kann nur im Rahmen der personellen Kapazitäten geschehen, 
die angesichts zunehmender Aufgabenverdichtung im Bereich des staatlichen Archivguts eng 
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begrenzt sind. Es handelt sich nicht um eine Pflichtaufgabe des Landesarchivs, die von nicht­
staatlichen Archivträgern eingefordert werden kann und sie von ihrer eigenen Aufgabenwahr­
nehmung entbindet. 

Im Absatz 3 wird im Wesentlichen der § 7 Abs. 3 ThürArchivG übernommen und ergänzend 
die ausdrückliche Verankerung einer Unterstützung von Vereinen und Organisationen durch 
das Landesarchiv geregelt. Vereine und Organisationen zählen zu wichtigen und häufigen 
Nutzern der Archive. Historische Vereine sind zentrale lokale Akteure bei der Erforschung der 
Orts- und Heimatgeschichte, die regional bezogene Identifikation vermitteln. Durch von den 
Archiven angebotene Schulungen zu Recherchestrategien in Archivportalen, Datenbanken 
und Findmitteln können Vereine ihre Arbeit methodischer erfüllen und gezielt das vorhandene 
Archivgut nutzen 

Zu § 8 - Organisation des staatlichen Archivwesens, Zuständigkeit und Aufgaben 

In§ 8 werden die Organisation, die Zuständigkeit und die Aufgaben des staatlichen Archivwe­
sens geregelt und betrifft bis auf Absatz 2 ausschließlich das Landesarchiv. 

In Absatz 1 wird sich an den bisherigen § 8 Abs. 1 ThürArchivG angelehnt. Die bisherige Auf­
zählung, die ausdrücklich klargestellt hat, dass das Landesarchiv die Erfüllung aller staatlichen 
Archivaufgaben wahrnimmt, wird aus Dopplungsgründen zu dem in Absatz 3 definierten Zu­
ständigkeitsbereich, gestrichen. 

In Absatz 2 wird der bisherige§ 8 Abs. 2 ThürArchivG übernommen. Das Archivgut des Thü­
ringer Landtags ist ebenfalls staatliches Archivgut. Jedoch bleibt es dem Thüringer Landtag 
als gesetzgebender Körperschaft freigestellt, die Archivierung und Benutzung zu regeln. Dabei 
stünde es ihm ebenfalls frei zu entscheiden ob und in welchem Umfang er nicht mehr benötigte 
Unterlagen dem Landesarchiv zur Verwahrung anbietet. 

In Absatz 3 wird der bisherige§ 8 Abs. 3 ThürArchivG übernommen und die Zuständigkeit des 
Landesarchivs geregelt. Dabei wird klargestellt, dass das Landesarchiv nur dann für das Ar­
chivgut der nach Absatz 3 Nr. 3 benannten Stellen zuständig ist, sofern es ihm nicht nur an­
geboten, sondern auch von ihm übernommen wurde. 

Im Absatz 4 wird erstmals gesetzlich die Aufgabe des Landesarchivs in der Aus- und Fortbil­
dung des archivarischen Fachpersonals verankert. Das Landesarchiv nimmt vielfältige Aufga­
ben des staatlichen Archivwesens wahr. Neben der Dokumentation von Verwaltungshandeln 
unterstützt es die landesgeschichtliche Forschung und deren Vermittlung und trägt zur Bewah­
rung des kulturellen Erbes bei. Zur Erfüllung dieser Aufgaben benötigt das Landesarchiv ent­
sprechend fachlich geeignetes und qualifiziertes Personal (archivarisches Fachpersonal). 

In Absatz 5 wird geregelt, dass das Landesarchiv für die Archivierung elektronischer Daten 
der Einrichtungen nach § 3 Abs. 1 und 3 ein Digitales Magazin unterhält, um auch für den 
digitalen Bereich die Verpflichtungen des § 15 Abs. 2 Satz 1 zu gewährleisten. 

In Absatz 6 wird zwischen den Unterlagen, die in den abgebenden Stellen (Registraturgut mit 
behördlichen Datenformaten) aufbewahrt werden und an das Landesarchiv übergeben werden 
sollen und dem Archivgut (mit vom Landesarchiv bestimmten Dateiformaten) unterschieden. 
Für eine erfolgreiche Archivierung digitaler Unterlagen ist bei einer Migrationsstrategie in der 
digitalen Bestandserhaltung die Bestimmung von Formaten - auch aus Kostengründen - un­
erlässlich. Die Mitwirkung des Landesarchivs bei Übernahme- und Austauschformaten stellt 
sicher, dass die Vielzahl vorhandener Formate auf ein für abgebende Stellen und Landesar­
chiv vertretbares Maß reduziert wird. Die Übernahme- und Austauschformate werden für die 
abgebenden Einrichtungen verbindlich in Form einer Verwaltungsvorschrift durch das zentrale 
E-Government und Informationstechnik zuständige Ministerium unter Einbindung der für das 
staatliche Archivwesen zuständigen obersten Landesbehörde bestimmt. Die Einbindung ist 
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notwendig, da das Landesarchiv allein für den Langzeiterhalt dieser Daten fachlich und tech­
nisch verantwortlich ist sowie über die erforderliche fachliche Expertise verfügt. Eine vollstän­
dige Übertragung dieser Bestimmung in die Hoheit einer anderen Behörde ohne Einbindung 
des Landesarchivs würde beträchtliche Mehrkosten für die digitale Archivierung bedeuten. 

In Absatz 7 wird die frühzeitige Einbeziehung des Landesarchivs am Prozess der Planung und 
Einführung oder wesentlichen Änderungen eines IT-Systems durch Information geregelt. 
Diese Einbeziehung in Form einer Informationspflicht ist für eine erfolgreiche, nachhaltige und 
ressourcenorientierte Archivierung digitaler Unterlagen unerlässlich. Nur durch eine Beteili­
gung des Landesarchivs vor Entstehung der digitalen Unterlagen kann sichergestellt werden, 
dass sehr kostenintensive Nachprogrammierungen und Formatwandlungen vermieden wer­
den. Die Architektur eines jeden IT-Systems hat deshalb die Vorgaben für Formate und 
Schnittstellen des Landesarchivs zu berücksichtigen. 

In Absatz 8 wird die Kostenübernahmepflicht für die abgebenden Stellen bei der Abgabe von 
elektronischen Daten an das Landesarchiv geregelt. Die Übertragung (Datenleitung oder 
Transport von Datenträgern) und Aufbereitung digitaler Daten kann mit Kosten verbunden 
sein. In der bisherigen Praxis haben die abgebenden Stellen auch die Kosten für die Anliefe­
rung der Akten an das zuständige Archiv getragen. Eine klare Regelung schafft Rechtssicher­
heit für abgebende Stellen und Archive, da_ bei Altsystemen unter Umständen Programmierar­
beiten für die Erstellung von Schnittstellen erforderlich sind, die mit entsprechenden Kosten 
verbunden sind. Da die IT-Strategie des Freistaates auf eine Straffung der IT-Infrastruktur und 
die landesweite Einführung von Standardverfahren abzielt, werden für diese Systeme keine 
Kosten anfallen, wenn Aussonderungsschnittstellen bereits integriert sind. 

In Absatz 9 Wi[d der Wortlaut des bisherigen § 7 Abs. 4 ThürArchivG übernommen und nun 
hier aufgrund des fachlichen Zusammenhangs geregelt. Inhalt ist die Möglichkeit der Landes­
regierung dem Landesarchiv weitere Aufgaben zu übertragen, die im sachlichen Zusammen­
hang mit dem Archivwesen des Landes und der Erforschung der Landesgeschichte stehen. 

Zu § 9 - Aufsicht 

In § 9 wird die Aufsicht über die öffentlichen Archive geregelt. 

In Absatz 1 wird der bisherige § 9 Abs. 1 ThürArchivG übernommen und eine redaktionelle 
Anpassung vorgenommen. Nach Absatz 1 untersteht das Landesarchiv der Fachaufsicht der 
zuständigen obersten Landesbehörde. Die Einhaltung der sonstigen Bestimmungen dieses 
Gesetzes durch die sonstigen Archive nach § 6 wird durch die jeweils zuständige Instanz der 
allgemeinen Rechtsaufsicht gewährleistet. 

Absatz 2 enthält eine Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen für die jeweils zu­
ständige oberste Landesbehörde zur Regelung von Einzelheiten der Benutzungsordnung und 
der Gebührenordnung des Landesarchivs, die eine öffentliche Einrichtung ist. 

In Absatz 3 wird der bisherige § 9 Abs. 4 ThürArchivG übernommen und klargestellt, dass sich 
beim Archivgut der Kommunen die Aufsicht nach den Regelungen über die Kommunalaufsicht 
ergibt. 

Zu § 10 - Archivpflege 

§ 10 wurde redaktionell und dahingehend klarstellend überarbeitet, dass das Land die Archiv­
pflege unterstützt, da Archive beziehungsweise das von ihnen aufbewahrte Archivgut Kultur­
güter sind, die vom Land zu schützen und zu pflegen sind. Die Archivpflege resultiert aus der 
grundsätzlichen Verantwortung des Freistaats Thüringen, zum Erhalt der Kulturgüter in Thü­
ringen unabhängig von den Eigentumsverhältnissen nach seinen Möglichkeiten beizutragen. 
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Die auf den nichtstaatlichen Bereich orientierte Archivpflege soll den zahlreichen Archiveigen­
tümern, wie beispielsweise Kommunen, Kreisen, Wirtschaftsunternehmen, Religionsgemein­

. schatten, Vereinen Empfehlungen für ihre Fachfragen geben. Ohne in die kommunale Finanz­
und Kulturhoheit einzugreifen, übernimmt das Land insgesamt die Verantwortung für die Be­
wahrung und Erhaltung von historischen Quellen zur thüringischen Landesgeschichte. Das 
Land nimmt daher seine allgemeine Verantwortung für die Archivpflege durch das Landesar­
chiv wahr, welches nichtstaatliche Archiveigentümer, vor allem die ohne eigene Archiveinrich­
tung sowie Archiveinrichtungen, die nicht über qualifiziertes Fachpersonal Verfügen, im Rah­
men seiner Möglichkeiten beraten und unterstützen kann. Die kommunalen Archive können 
ebenfalls die Aufgaben der Archivpflege wahrnehmen. Die Beratung und Unterstützung soll 
sich auf archivfachliche wie auch auf Verwaltungsaufgaben richten. 

Zu § 11 - Aussonderung und Anbietung von Archivgut 

In§ 11 werden die Grundsätze zur Anbietung von Unterlagen öffentlicher Stellen geregelt und 
grundlegend überarbeitet. Die Vorschrift wird an die aktuellen technischen und rechtlichen 
Entwicklungen angepasst. Aufgenommen werden unter anderem Regelungen zum digitalen 
Archivgut sowie Regelungen, die der Abbedingung von den ab dem 25. Mai 2018 unmittelbar 
geltenden Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679 dienen und nach dem Artikel 89 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 in den entsprechenden nationalen Regelungen für das Archiv­
wesen zulässig abbedungen werden dürfen. 

In Absatz 1 wird eine Anbietungspflicht der Unterlagen geregelt, die von den öffentlichen Stel­
len zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr benötigt werden und deren Aufbewahrungsfristen 
abgelaufen sind, an das zuständige Archiv. Die Maximalfrist, nach der nach Ablauf der Aufbe­
wahrungsfristen Unterlagen dem Landesarchiv anzubieten sind, entsprach bisher der 30-jäh­
rigen Schutzfrist gemäß § 17 Abs. 1 ThürArchivG. Ausschlaggebend für eine Anbietung, Be­
wertung und Archivierung ist jedoch das Ende der Aufbewahrungsfristen. Aufbewahrungsfris­
ten sind in der Richtlinie über die Aufbewahrung von Schriftgut in der Verwaltung des Frei­
staats Thüringen vom 11. Juli 2014 (StAnz. Nr. 30, S. 899) festgehalten. Die Richtlinie regelt, 
dass Schriftgut nach Ablauf der festgelegten Aufbewahrungsfristen dem zuständigen Archiv 
anzubieten ist. Zahlreiche Unterlagen unterliegen lediglich einer Aufbewahrungsfrist von 5 o­
der 10 Jahren. In diesen Fällen sollte eine Anbietung nicht erst nach 30 Jahren erfolgen. Eine 
rasche Anbietung und Bewertung führt zu einer Entlastung der Registraturen. Eine zeitnahe 
Anbietung stellt die gemäß § 15 Abs. 2 ThürArchivG als Pflichtaufgabe definierte Bestandser­
haltung archivwürdiger Unterlagen sicher. Hinsichtlich digitaler Daten führt eine Aufbewahrung 
über die Aufbewahrungsfristen hinaus zu zusätzlichen Kosten, da sämtliche Daten - auch 
nicht archivwürdige - in Langzeitformate migriert werden müssen und Speicherplatz belegen. 
Die Änderung der 30-jährigen Frist in eine Anbietung unmittelbar nach Ablauf der Aufbewah­
rungsfristen entspricht der gebotenen effizienten und sachgerechten Arbeitsweise in abgeben­
den Stellen und betreuenden Archiven. 
In Satz 3 wird das Verfahren bei länger als 30-jähriger oder dauerhafter Aufbewahrung gere­
gelt. Auch diese Unterlagen sind anbietungspflichtig. Die dauerhafte Aufbewahrung kann vom 
Archiv übernommen werden und so die Erhaltung des Archivguts sichern. 

In Absatz 2 wird das Übernahmeverfahren an das Landesarchiv geregelt. Dabei ist nach fest­
gestellter Archivwürdigkeit bedeutsam, dass die abgebende Stelle erst nach erfolgreicher und 
bestätigter Übernahme seitens des Landesarchivs sämtliche Kopien im eigenen IT-System zu 
löschen hat, da nun der Umwidmungsprozess von Registraturgut zu Archivgut abgeschlossen 
ist. Das Löschungsgebot entsteht durch die Tatsache, dass im digitalen Bereich eine Vielzahl 
von Kopien auf Sicherungen und ähnliches bestehen. Das Löschungsgebot gilt insoweit nicht, 
dass zur Absicherung und Entwicklung einer kontinuierlichen Rechtsprechung eines Gerichts 
oder eines einzelnen Spruchkörpers die gerichtsinterne Aufbewahrung von anonymisierten 
nicht veröffentlichten Entscheidungen und einzelnen verfahrensbezogenen Dokumenten zur 
Gewährleistung der grundgesetzlich geschützten richterlichen Unabhängigkeit notwendig ist. 
Entsprechend der bei analogen Unterlagen vorgeschriebenen Vorgehensweise ist seitens der 
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Behörde ein Nachweis zu führen, dass die Unterlagen vernichtet beziehungsweise gelöscht 
sind. Das Archiv verzichtet bei negativer Bewertungsentscheidung auf eine Übernahme; den 
Vorgang der rechtskonformen Kassation muss die Behörde eigenverantwortlich durchführen. 
Zudem muss bei dauerhaft aufzubewahrenden Unterlagen die Behörde diese weiter aufbe­
wahren, wenn das Archiv auf eine Übernahme verzichtet hat. 
In Satz 4 wird das spezifische Verfahren der Anbietungspflicht bei elektronischen Unterlagen, 
die in Systemen geführt werden, die einer laufenden Aktualisierung unterliegen, geregelt und 
ermöglicht damit im Grundsatz ihre Archivierung. Auf diese trifft das allgemeine Löschungsge­
bot von Satz 2 nicht zu, sie sind aber dennoch anbietungspflichtig. Regelungsgegenstand sind 
hier die Daten, die in Datenbanken oder anderen Systemen, in denen digitale Datenbestände 
ständig aktualisiert werden, gespeichert sind. Mit ihrer Aktualisierung werden die vorherigen 
Inhalte unwiderruflich gelöscht. Diese Regelung soll der Gefahr entgegenwirken, dass elekt­
ronische Unterlagen einer Archivierung gänzlich entzogen werden. Eine solche Situation ent­
stünde jedoch regelmäßig, da die Voraussetzungen einer Anbietungspflicht nach Absatz 1 -
Anbietung aller Unterlagen der jeweiligen Stelle, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
erforderlich sind - nicht mehr eintreten könnten. Mit Aktualisierung beziehungsweise Über­
schreibung der Daten werden einerseits die vorhergehenden Daten gelöscht und können nicht 
rekonstruiert werden. Andererseits werden die aktualisierten Daten weiterhin zur Aufgabener­
ledigung benötigt. Deshalb soll von einem solchen Datenbestand in einem vorab mit der ab­
gebenden Stelle verbindlich vereinbarten Verfahren zu festgelegten Zeitabständen eine Kopie 
angefertigt werden. Diese Anbietungspflicht soll höchstens in jährlichen oder gar längeren In­
tervallen vereinbart werden. Dieser lntervallzeitraum stellt einen Kompromiss zwischen der 
möglichst umfassenden Archivierung durch die öffentlichen Archive und der Verwaltungspra­
xis dar. Bei der Festlegung von Zeitabständen lässt sich nicht verhindern, dass Daten von der 
Anbietungspflicht ausgenommen sind. Dies geschieht in der Regel dann, wenn zwischen den 
Stichtagen Datenaktualisierungen vorgenommen werden, die zum Überschreiben und damit 
zum Verlust von Daten führen. Eine Anbietung in kürzeren Intervallen würde jedoch sowohl 
auf Seiten der öffentlichen Archive als auch auf Seiten der abgebenden Stellen zu einem nicht 
zu rechtfertigenden Aufwand führen, so dass ein gewisser Datenverlust unvermeidbar ist. 

Absatz 3 wird um Regelungen zur Verordnung (EU) 2016/679 ergänzt. Die Anbietungspflicht 
umfasst neben den Unterlagen, die besonderen Rechtsvorschriften über Geheimhaltung oder 
über den Datenschutz unterliegen, auch personenbezogene Daten, die nach Artikel 17 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 hätten gesperrt, gelöscht oder vernichtet werden müssen oder 
deren Verarbeitung nach Artikel 9 Abs. 2 Buchst. j der Verordnung (EU) 2016/679 untersagt 
ist. Die Anbietungspflichten nach Absatz 3 Nr. 2 und 3 stehen jedoch unter dem Vorbehalt, 
dass die Voraussetzungen von Artikel 17 Abs. 3 Buchst. d der Verordnung (EU) 2016/679 
beziehungsweise von Artikel 9 Abs. 2 Buchst. j vorliegen. Dabei ist Voraussetzung, dass die 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwe­
cke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke ge­
mäß Artikel 89 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 erforderlich ist. Dies gilt insbesondere 
nicht für personenbezogene Daten, die nach dem Thüringer Disziplinargesetz und dem Thü­
ringer Beamtengesetz zu löschen beziehungsweise zu vernichten sind. Darüber hinaus erfor­
dert Artikel 9 Abs. 2 Buchst. j der Verordnung (EU) 2016/679, dass die erforderliche Verarbei­
tung der Daten auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats in 
angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf 
Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grund­
rechte und Interessen der betroffenen Person vorsieht. Dies wird sichergestellt, indem die aus­
drückliche Ermächtigung unter den Vorbehalt gestellt wird, dass die nach Artikel 89 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 erforderlichen Bedingungen und Garantien gewahrt sind. Nur dann 
ist das öffentliche Archiv zur Verarbeitung entsprechender Daten ausdrücklich ermächtigt. Das 
Thüringer Archivgesetz enthält spezialgesetzliche Schutzbestimmungen, die als geeignete 
Garantie zu verstehen sind, dass die Rechtsgüter der betroffenen Personen beachtet werden. 
Geeignete Garantien für die Rechtsgüterwahrung der betroffenen Personen sind beispielhaft 
die Anonymisierung oder Pseudonymisierung der personenbezogenen Daten, technische Vor-
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kehrungen gegen unbefugte Kenntnisnahme, spezifische Anforderungen an die Datensicher­
heit oder die Datenschutzkontrolle, Verschlüsselung personenbezogener Daten oder die Ver­
sagung der Archivbenutzung in Folge entsprechender Rechtsgüterabwägung. Im Übrigen wird 
bezüglich der Wahrung der entsprechenden Garantien im Thüringer Archivrecht auf die Aus­
führungen im Allgemeinen Teil verwiesen. 
Ferner wird in den Sätzen 4 und 5 klargestellt, dass die gesetzlichen Vorschriften über die 
Löschung oder Vernichtung unzulässig erhobener oder verarbeiteter Daten oder Unterlagen 
unberührt bleiben und dass die unzulässige Speicherung besonders zu kennzeichnen ist. Ge­
mäß Datenschutzgesetz sind unzulässig erhobene Daten zu löschen. Das Archivgesetz legi­
timiert als lex specialis die Archivierung als Löschungssurrogat. Diese Möglichkeit entspricht 
der archivgesetzlichen Aufgabe der Rechtswahrung gemäß § 2 Abs. 2. Eine Löschung würde 
Betroffenen die Möglichkeit nehmen, den Nachweis der unrechtmäßigen Handlung zu erbrin­
gen. Das Archivgesetz legitimiert ausdrücklich die Übernahme unzulässig erhobener Daten, 
beschränkt aber deren Zugänglichkeit. Der Zugang zu diesen wird gemäß § 15 Abs. 6 aus­
schließlich gewährt, wenn die Benutzung der Rehabilitierung Betroffener, der Wiedergutma­
chung oder dem. Zweck gemäß§ 17 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 dient (Verkürzung personenbezogener 
Schutzfristen für ein bestimmtes Forschungsvorhaben). Die Kennzeichnung der unzulässigen 
Speicherung ist erforderlich, um den besonderen Schutz dieser Daten sicherzustellen. Gemäß 
§ 17 Abs. 4 ist die Benutzung von Archivgut durch Stellen, bei denen es entstanden ist oder 
die es abgegeben haben, auch innerhalb der Schutzfristen möglich. Die Schutzfristen sind 
jedoch zu beachten, wenn das Archivgut aufgrund besonderer Vorschriften hätte gesperrt, ge­
löscht oder vernichtet werden müssen. Im Falle einer unzulässigen Speicherung wären die 
Daten zu löschen gewesen und die Daten unterliegen den Schutzfristen. Um in diesem Fall 
eine Behördenrückleihe auszuschließen, sind die Daten zu kennzeichnen. 
Satz 6 enthält eine Klarstellung im Hinblick auf die Prüf- und Löschvorschriften des Gesetzes 
zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses - Artikel 10-Gesetz - G 10 
(BGBI 12001, 1254) (§§ 3a, 3b, 4 Abs. 1 G10) und dem darin bereits zum Ausdruck kommen­
den besonderen Schutzgehalt des Artikels 10 Grundgesetz (vergleiche grundlegend BVerfG, 
Urteil vom 14. Juli 1999 - Az. 1 BvR 2226/94 u.a. Rn. 160 ff, 174). Daten, die gesetzlichen 
Löschungspflichten unterliegen und damit im Zeitpunkt einer Anbietungspflicht bereits nicht 
mehr vorliegen, stellen notwendig keine anbietungspflichtige Unterlage dar. Die spezielle Aus­
nahmeregelung für G 10-Eingriffe ist daher lediglich klarstellender Natur. Ihre konkrete Auf­
nahme in den Gesetzestext erscheint aber aufgrund der besonderen Sensibilität dieser Ein­
griffe gerechtfertigt. Eine Anbietung und Übergabe auch solcher Unterlagen, die etwa Auf­
schluss über nähere Umstände und Inhalte geführter Telefonate und Postsendungen Betroffe­
ner geben, sowie deren Offenlegung gegenüber Dritten im Rahmen der archivrechtlichen Nut­
zung, würde zu einer unverhältnismäßigen Verstärkung beziehungsweise Perpetuierung des 
bereits in der Erhebung solcher Daten durch die hierzu befugten Sicherheitsbehörden liegen­
den erheblichen Grundrechtseingriffes führen. Darüber hinaus verdeutlicht die Formulierung 
in Satz 6 zugleich, dass die Beschränkung der Anbietungspflicht allein eine Nichtanbietung 
solcher konkreten Bestandteile einer Unterlage rechtfertigt, in denen Daten enthalten sind, die 
durch einen Eingriff in den Schutzbereich des Artikels 10 Grundgesetz erlangt wurden, nicht 
jedoch einer Unterlage im Sinne des§ 2 Abs .. 3 in Gänze. Die übrigen Bestandteile der Unter­
lage unterliegen daher weiterhin der Anbietungspflicht gegenüber dem Archiv. 
Satz 7 trägt dem Umstand Rechnung, dass in den Fällen, in denen Unterlagen anderer deut­
scher oder ausländischer Sicherheitsbehörden betroffen sind, die an die Thüringer Polizeibe­
hörden und das Amt für Verfassungsschutz übermittelt wurden und dort Eingang in den Un­
terlagenbestand gefunden haben, eine Anbietung und Abgabe an Archive und damit eine spä­
tere Weitergabe ohne einzuholende Zustimmung der herausgebenden Stellen eine erhebliche 
Gefährdung der Zusammenarbeitsfähigkeit zwischen den beteiligten Stellen bedeutet. Diese 
kann im Ergebnis zu einer Beeinträchtigung der gesetzlichen Aufgabenerfüllung der Sicher­
heitsbehörden insgesamt führen (vergleiche BVerfG, Beschluss vom 13. Oktober 2016 -Az. 2 
BvE 2/15 Rn. 161 ff. - zur sogenannten „third party rule" als wesentlichem anerkannten Grund­
satz der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheitsbehörden, auch BVerwG, 
Beschluss vom 29. April 2015 - Az. 20 F 8.14, BVerwG; Beschluss vom 20. Juli 2015 - Az. 6 
VR 1.15, BVerwG, Beschluss vom 7. August 2013 -Az. 20 F 9/12). Um dennoch eine möglichst 

11 



umfassende Anbietung auch solcher Unterlagen an das Landesarchiv sicherzustellen, ist die 
verpflichtete Stelle gehalten, die herausgebende Stelle um die erforderliche Zustimmung zur 
Anbietung zu ersuchen. 

In Absatz 4wird geregelt, dass die Behörden die als archivwürdig bewerteten Akten innerhalb 
eines Jahres selbständig an das öffentliche Archiv zu übergeben haben. Es besteht keine Hol­
pflicht der öffentlichen Archive. Im Rahmen der Behördenbetreuung finden Bewertungsbesu­
che vor Ort statt. Dabei werden die Registraturen besichtigt und das Archivgut ausgewählt. 
Die Behörden werden hinsichtlich der Anbietung, Erfassung und Verpackung beraten, um eine 
effiziente Übergabe zu gewährleisten. Im Ergebnis dieser Bewertungsbesuche können bei der 
aufgesuchten Behörde erfahrungsgemäß umfangreiche Nacherhebungen und Schriftgutbear­
beitungen erforderlich werden. Auch die Bereitstellung erforderlicher Magazinkapazitäten im 
Landesarchiv kann bei umfangreichen Aktenübernahmen in Einzelfällen zu zeitlichen Verzö­
gerungen führen. Die maximale Frist von einem Jahr gibt sowohl den Archiven als auch den 
Behörden einen angemessenen Zeitrahmen für die Bearbeitung ihrer Aufgaben unter der vor­
sorglichen Prämisse eventueller personeller, technischer oder logistischer Engpässe. 

In den Absätzen 5, 6 und 7 werden die Absätze 3, 4 und 5 des bisherigen § 11 ThürArchivG 
übernommen und die Pflicht, dass die Unterlagen in jedem Fall dem öffentlichen Archiv anzu­
bieten sind und nur dann vernichtet werden dürfen, wenn das öffentliche Archiv die Übernahme 
ablehnt, unterstrichen. Für das öffentliche Archiv enthält diese Regelung die Pflicht innerhalb 
eines Jahres über die Archivwürdigkeit zu entscheiden. 

In Absatz 8 wird inhaltlich der bisherige § 11 Abs. 6 ThürArchivG übernommen und um not­
wendige klarstellende Regelungen ergänzt. Die Regelung gewährleistet, dass die öffentlichen 
Archive und ihre Benutzer die notwendigen Informationen über die administrative und kultu­
relle Tätigkeit der Träger dieser Archive erhalten. Nach den Erfahrungen des Landesarchivs 
ist eine solche Bestimmung erforderlich, da sie andernfalls die von den öffentlichen Stetten 
ihres Zuständigkeitsbereiches herausgegebenen Druckschriften nicht vollzählig erhalten und 
damit gerade der öffentlichkeitswirksame Bereich der Tätigkeit dieser Stetten nicht ausrei­
chend dokumentiert werden kann. Zusätzlich zu dieser Regelung wurde seinerzeit hilfsweise 
das damalige Thüringische Hauptstaatsarchiv Weimar in die Verwaltungsvorschrift „Abgabe 
amtlicher Veröffentlichungen an Bibliotheken und das Hauptstaatsarchiv" des Thüringer Kul­
tusministeriums vom 19. November 2008, gültig bis 31. Dezember 2018 aufgenommen. Diese 
Verwaltungsvorschrift regelt die Abgabepflicht von amtlichen Veröffentlichungen in körperli­
cher und elektronischer Form durch Behörden, Dienststellen und Einrichtungen des Landes 
an die in der Verwaltungsvorschrift aufgeführten Bibliotheken und an das damalige Thüringi­
sche Hauptstaatsarchiv Weimar. Hierbei handelt es sich um eine Pflichtexemplarregelung für 
amtliche Veröffentlichungen, die nicht im Thüringer Pressegesetz geregeit ist. Dieser Abgabe­
erlass geht zurück auf einen Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 17. März 2006 auf 
Grundlage des „Berichts zur Abgabe amtlicher Veröffentlichungen an Bibliotheken". Einer Auf­
nahme des Thüringischen Hauptstaatsarchivs Weimar in diese Verwaltungsvorschrift bedurfte 
es aber aufgrund der allgemein gehaltenen Regelung des § 11 Abs. 6 ThürArchivG nicht. In 
Absatz 8 wird diese Hilfskonstruktion nun bereinigt, indem die bisherige Regelung um klarstel­
lende Angaben ergänzt wird. Klargestellt wird, dass eine Abgabepflicht unmittelbar nach Er­
scheinen für amtliche Druckschriften oder amtliche Veröffentlichungen an das öffentliche Ar­
chiv besteht. Amtliche Veröffentlichungen im Sinne dieses Gesetzes sind die von den in § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 genannten Stetten herausgegebenen oder in ihrem Auftrag einmalig 
oder laufend erscheinenden Druckschriften und sonstigen Veröffentlichungen. Die Abgabe 
kann beziehungsweise soll auch in elektronischer Form erfolgen. Klarstellend geregelt wird 
auch, dass dem öffentlichen Archiv alte Rechte eingeräumt werden, die zur dauerhaften Ar­
chivierung notwendig sind. Ausgenommen von der Pflicht zur Abgabe unmittelbar nach Er­
scheinen sind Veröffentlichungen nach Abs. 8 Satz 4 Nr. 1 und 2. Diese unterliegen den Re­
gelungen des Absatz 1 über die Aussonderung und Anbietung von Archivgut nach Ablauf der 
Aufbewahrungsfristen in der Behörde. 
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Zu§ 12 - Feststellung der Archivwürdigkeit 

In Absatz 1 wird weitestgehend der Wortlaut des bisherigen § 12 Abs. 1 ThürArchivG über­
nommen und ergänzend klargestellt, dass eine Archivwürdigkeit auch für die Unterlagen ge­
geben ist, die dauerhaft aufzubewahren sind. Zudem wird klarstellend formuliert, dass sich die 
Bewertungshoheit nach Satz 3 nicht nur auf das Landesarchiv erstreckt, sondern auch auf die 
anderen öffentlichen Archive. 

In Absatz 2 wird der Wortlaut des bisherigen § 12 Abs. 2 ThürArchivG übernommen und er­
gänzend der Zugriff auf digitale Daten geregelt. Hintergrund der Regelung ist, dass das zu­
ständige Archiv die Bewertung der Unterlagen in der Regel bei der anbietenden Stelle selbst 
vornimmt. Dazu müssen der Zutritt zu den Registraturen und sonstigen Ablagen und die Ein­
sichtnahme in die auszusondernden Unterlagen möglich sein. Satz 2 überträgt die Bestim­
mung des Rechts auf Einsichtnahme in Unterlagen und Findmittel aus Satz 1 auf digitale Un­
terlagen. Lesezugriff und Kenntnis der Dokumentation sind Voraussetzungen, damit die öf­
fentlichen Archive ihrer Aufgabe der Bewertung und gegebenenfalls Übernahme überhaupt 
nachkommen können. 

In Absatz 3 wird weitestgehend der Wortlaut des bisherigen § 12 Abs. 3 ThürArchivG über­
nommen. Diese Regelwerke sind Hilfsmittel für den allgemeinen Weg der Entscheidungsfin­
dung und ermöglichen eine objektive Bewertung der angebotenen Unterlagen. 

Absatz 4 hat deklaratorischen Charakter und dient der Klarstellung, dass das aufnehmende 
Archiv im Interesse des Persönlichkeitsschutzes alle Vorschriften über die Verarbeitung und 
Sicherung der Unterlagen zu beachten hat, die für die abgebende Stelle gelten. Es wird er­
gänzt um den auch sinngemäß in § 6 Abs. 3 Nr. 1 BArchG enthaltenen Verweis auf maßgeb­
liche Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung, das Sicherheitsüberprüfungsgesetz sowie 
die auf Grundlage des Thüringer Sicherheitsübeq:irüfungsgesetzes erlassenen untergesetzli­
chen Regelungen der Verschlusssachenanweisung für den Freistaat Thüringen, welche sic.h 
bereits dem Grunde nach an alle Landesbehörden, landesunmittelbaren öffentlich-rechtlichen 
Einrichtungen und die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso­
nen des öffentlichen Rechts richtet. Deren Geltung bei den abgebenden Stellen im Rahmen 
der aufgabenspezifischen Nutzung setzt sich in Bezug auf die abgegebenen Unterlagen auch 
nach deren Umwidmung in Archivgut beim Landesarchiv fort. Da es sich hierbei um einen 
bereits geltenden Grundsatz handelt, dient die Ergänzung lediglich der Klarstellung. 

In Absatz 5 werden Bestimmungen über die Sicherung des Archivgutes getroffen. Die öffent­
lichen Archive sind verpflichtet, das Archivgut sicher und dauerhaft zu verwahren, vor unbe­
fugter Nutzung, Beschädigung oder Vernichtung zu schützen. Dies ist auch aus archivfachli­
cher Sicht geboten, denn Archivgut besteht aus nur einmal vorhandenen, zum Kulturgut ge­
hörenden Unterlagen, deren Verlust endgültig wäre. Weiterhin wird mit .Satz 2 sichergestellt, 
dass Archivgut vernichtet werden kann, wenn sich im Zuge der Bearbeitung im Archiv heraus­
stellt, dass es den an Archivgut zu stellenden hohen Anforderungen doch nicht genügt. Dies 
trägt archivischen und datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten Rechnung. Die Einschrän­
kung, dass Aufbewahrungsfristen der beabsichtigten Vernichtung nicht entgegenstehen dür­
fen, ist nötig, um den seltenen Fall auszuschließen, dass Archivgut vernichtet werden könnte, 
dessen im Rechts- und Verwaltungsinteresse bestehende Aufbewahrungsfrist noch nicht ab­
gelaufen ist. 

Zu§ 13- Normierte Bewertungsverfahren 

Die Regelung übernimmt den Wortlaut des bisherigen§ 13 ThürArchivG und wird lediglich um 
eine redaktionelle Änderung ergänzt. Formuliert wird der archivische Grundsatz, dass gleich­
förmige Unterlagen, die in großer Zahl anfallen, nicht vollständig, sondern nur in einer durch 
das Kriterium der Archivwürdigkeit begründeten Auswahl übernommen werden. Bei der Über­
nahme von Dateien und sonstigen personenbezogenen Unterlagen kommt einem solchen 
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Auswahlverfahren eine besondere Bedeutung zu. Hier ist im Sinne der Datenschutzgesetzge­
bung besonders zu beachten, dass nur solche Dateien ausgewählt und übernommen werden, 
die im Sinne von § 2 Abs. 2 archivwürdig sind. Die exemplarische Auswahl basiert auf ar­
beitsökonomischen Überlegungen. Sie dient der Entlastung der abgebenden Stelle und des 
zuständigen Archivs, und zwar insbesondere dann, wenn bei gleichförmigen Unterlagen der 
Dokumentationszweck mit einem normierten Auswahlverfahren erreicht werden kann. 

Zu§ 14- Aufbewahrung im Rahmen laufender Fristen 

In Absatz 1 wird der bisherige§ 14 Abs. 1 ThürArchivG übernommen und klargestellt, dass 
vor Ablauf der Aufbewahrungsfristen, die öffentlichen Stellen selbst für die Verwahrung ihrer 
Unterlagen zuständig sind. 

In den Absätzen 2 und 3 wird wie im bisherigen§ 14 Abs. 2 und 3 ThürArchivG die Möglichkeit 
der Zwischenarchivierung geregelt. Als "Zwischenarchivgut" werden Akten und sonstige Un­
terlagen bezeichnet, die eine Behörde vor Ablauf der behördlichen Aufbewahrungsfristen dem 
zuständigen Archiv mit der Maßgabe übergibt, sie dort bis zum Ablauf der durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften festgelegten Aufbewahrungsfristen aufzubewahren. Absatz 3 bein­
haltet die Möglichkeit, archivwürdige Unterlagen in das Archiv zu übernehmen, deren Aufbe­
wahrungsfristen noch nicht abgelaufen sind. Allerdings wird zusätzlich die Einschränkung vor­
genommen, dieses Archivgut nur aufzunehmen, sofern die Archivwürdigkeit festgestellt ist. 
Dies soll verhindern, dass sich zum einen die öffentlichen Stellen ihrer Pflicht der Aufbewah­
rung ihrer Unterlagen innerhalb der Aufbewahrungsfristen entziehen und zum anderen bewir­
ken, dass die begrenzten Platzressourcen der öffentlichen Archive vorrangig für die Erfüllung 
ihrer Aufgabe der Archivierung genutzt werden. Im Unterschied zu Absatz 2 bleibt die abge­
bende Behörde bei Übernahme von Unterlagen innerhalb der Aufbewahrungsfristen weiterhin 
für ihre Unterlagen verantwortlich und entscheidet selbst über deren Benutzung durch Dritte. 
Das Landesarchiv fungiert in diesem Falle bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfristen lediglich 
als bloße Aufbewahrungsstätte. 

In Absatz 4 wird.der Ausnahmetatbestand einer Aufbewahrung elektronischer Unterlagen im 
Rahmen laufender Fristen geregelt, so dass hier ein entsprechender Anpassungsbedarf be­
steht. Nach erfolgreicher und bestätigter Abgabe beispielsweise an das Landesarchiv sind 
zwar die Unterlagen im behördlichen Quellsystem zu löschen, aber die Metadaten sind davon 
ausgenommen, so dass der abgebenden Stelle ein Nachweis des Verbleibs zur Verfügung 
steht, da die Aufbewahrungsfristen noch laufen. 

Zu§ 15 - Datenschutz 

In Absatz 1 wird im Wesentlichen der Wortlaut des bisherigen § 15 Abs. 1 ThürArchivG über­
nommen. Die Vorschrift legt den Archiven die Verpflichtung auf, durch technische und organi­
satorische Maßnahmen Unbefugte von personenbezogenen oder geheim zuhaltenden Daten 
auszuschließen. Satz 2 enthält eine Ergänzung mit Bezug auf die Verordnung (EU) 2016/679. 
Wie im allgemeinen Teil ausgeführt, gelten für die öffentlichen Archive nach der Verordnung 
(EU) 2016/679 bestimmte Sonderbedingungen, wie die Derogation bestimmter Regelungen. 
Diese Derogation steht unter dem Vorbehalt, dass die Garantien Und Bedingungen des Artikel 
89 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 erfüllt sind. Satz 2 dient somit der Klarstellung, dass 
die in Absatz 1 geforderten geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen den 
Mindestanforderungen des Artikel 89 Abs. 1 sowie des Artikels 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 entsprechen müssen. 

In Absatz 2 wird der Wortlaut des bisherigen § 15 Abs. 2 ThürArchivG übernommen. Aus dem 
Auftrag zur Sicherung des öffentlichen Archivguts ergibt sich sachnotwendig seine dauernde 
Aufbewahrung in geeigneten Räumlichkeiten, die seine dauernde Erhaltung und seine tatsäch­
liche Benutzbarkeit ermöglichen; soweit erforderlich, sind auch konservierende und restaura- · 
!arische Maßnahmen im Rahmen der zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel zur Erhaltung 
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des Archivguts zu treffen. Zur Sicherung des öffentlichen Archivguts gehört auch die allen 
öffentlichen Archiven obliegende Aufgabe, das Archivgut vor Vernichtung, Zersplitterung, Ver­
untreuung oder missbräuchlicher Benutzung zu schützen. 

In Absatz 3 wird der Wortlaut des bisherigen§ 15 Abs. 3 ThürArchivG übernommen, Unter der 
Ordnung und Erschließung öffentlichen Archivguts ist in erster Linie seine fachgerechte Be­
reitstellung, Verzeichnung und Katalogisierung zu verstehen. Dies soll zügig, auch mit Hilfe 
der modernen Datenverarbeitung, erfolgen, um von Gesetzgebung, Verwaltung und Recht­
sprechung benötigte Informationen ohne Zeitverlust zur Verfügung stellen und auch den recht­
lichen Belangen der Bürger dienen zu können. Darüber hinaus schafft die Erschließung des 
Archivguts durch geeignete Findmittel (Findbücher, Karteien, Register, sachthematische In­
ventare) auch die Voraussetzungen für seine wissenschaftliche Erforschung sowie seine Ver­
wertung für Zwecke der politischen Bildung oder für personenbezogene Erkenntnisinteressen 
wie zum Beispiel die Familienforschung. 

1 n Absatz 4 wird im Wesentlichen der Wortlaut des bisherigen § 15 Abs. 4 ThürArchivG. Die 
Änderung ist lediglich redaktioneller Art. Die Regelung enthält eine spezielle Ermächtigung für 
Archive, Archivgut elektronisch zu erfassen und zu speichern. Die Auswertung solcher Spei­
cherungen wird auf die im Archivgesetz genannten Zwecke begrenzt. 

In Absatz 5 wird der Wortlaut des bisherigen § 15 Abs. 5 ThürArchivG übernommen. Bei der 
Erschließung ist zu beachten, dass eine Verknüpfung personenbezogener Daten nach dem 
geltenden Datenschutzrecht nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig ist. 

In Absatz 6 wird der Wortlaut des bisherigen§ 15 Abs. 6 ThürArchivG übernommen. Geregelt 
wird der Zugang zu Daten, die vor allem von Staatsorganen der ehemaligen DDR unzulässig 
erhoben wurden. Durch die Ausschließlichkeit dieser Regelung wird die Benutzung auf Per­
sönlichkeitsrechte und die wissenschaftliche Forschung begrenzt. Nachrichtendiensten wird 
kein Zugriff gewährt. 

In Absatz 7 wird der Wortlaut des bisherigen§ 15 Abs. 7 ThürArchivG übernommen. Die Vor­
schrift erklärt die Bestimmungen des geltenden Thüringer Datenschutzgesetzes im Übrigen 
für anwendbar. 

Absatz 8 enthält Regelungen über die Veröffentlichung von Digitalisaten und. von Erschlie~ 
ßungsinformationen in analoger oder digitaler Form (auch innerhalb der archivgesetzlichen 
Schutzfristen). Da sich gerade angesichts der perspektivisch noch zunehmenden Präsentation 
von Erschließungsinformationen im Archivportal und anderen Online-Diensten wie der Deut­
schen Digitalen Bibliothek (DDB) und Europeana zentrale Rechtsfragen stellen, wird mit Ab­
satz 8 eine ausdrückliche Ermächtigung des Landesarchivs samt Klärung der Rechtsverhält­
nisse gewährleistet, Erschließungsinformationen öffentlich zugänglich zu machen. Die öffent­
liche Zugänglichmachung von Archivgut (Digitalisierung I Online-Präsentation von Digitalisa­
ten) erfolgt unter Beachtung urheberrechtlicher Belange und berücksichtigt den angemesse­
nen Schutz personenbezogener Daten. Diese werden vor Ablauf der Schutzfristen nicht ver­
öffentlicht. Erschließungsinformationen, die keine personenbezogenen Daten enthalten, aber 
auf Akten verweisen, die noch den Schutzfristen unterliegen, dürfen hingegen veröffentlicht 
werden. Ziel ist eine größtmögliche Transparenz über das im Landesarchiv verwahrte Archiv­
gut. Die Möglichkeit einer Schutzfristenverkürzung kann nur in Anspruch genommen werden, 
wenn vorhandene Akten recherchierbar sind. Die Zurverfügungstellung in Online-Portalen ent­
spricht den Erfordernissen der Informationsgesellschaft. 

§ 16 - Benutzung von Archivgut 

In§ 16 wird der Rechtsanspruch jedes Bürgers auf Gewährung des Zugangs zu öffentlichem 
Archivgut geregelt. Absatz 1 öffnet diesen Rechtsanspruch gegenüber der bisherigen Rege-
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lung im Sinne der Informationsgesellschaft. Wurde zuvor ein "berechtigtes Interesse" voraus­
gesetzt, wird das Recht auf Zugang nun durch ein Jedermannsrecht ersetzt. Das generelle 
subjektiv-öffentliche Recht auf Zugang zu Unterlagen öffentlicher Stellen entspricht den zeit­
gemäßen Erwartungen der Bürger an eine transparente Verwaltung. Diese Öffnung entspricht 
auch dem Gedanken der Informationsfreiheit, die den freien Zugang zu amtlichen Informatio­
nen zum Ziel hat. 1 nformationen sollen ohne jede Begründung, also voraussetzungslos ange­
fordert werden können. Um die weiterhin notwendige Rechtsgüterabwägung hinsichtlich des 
Datenschutzes rechtlich zu verankern, werden lediglich die Ausnahmetatbestände benannt. 
Die generelle Öffnung wird nur durch Schutzfristen bei personenbezogenen Daten oder kon­
kreten Einschränkungen in besonderen Fällen oder Festlegungen in Depositalverträgen mit 
Dritten beschränkt. 

Absatz 2 entspricht dem Wortlaut des bisherigen§ 16 Abs. 3.ThürArchivG. Geregelt wird die 
allgemeine Durchführung der Benutzung in öffentlichen Archiven. 

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem Wortlaut des § 16 Abs. 4 ThürArchivG und wird zu 
Zwecken der Klarstellung ergänzt. Geregelt wird die Abgabepflicht von Belegexemplaren, so­
fern Werke unter Nutzung von Archivgut veröffentlicht worden sind. Dabei geht es um die In­
formation des jeweiligen Archivs über die Verwertung seiner Bestände durch die Benutzer. 
Von dieser Pflicht kann abgesehen werden, wenn es sich um Veröffentlichungen handelt, die 
in sehr begrenzter Auflage oder mit sehr hohen Einzelkosten erschienen sind. Eine elektroni­
sche Ablieferung des Werkes ist ebenfalls möglich. 

Gemäß Absatz 4 sind bei der Ausgestaltung der Nutzungsrechte die besonderen Bedürfnisse 
von Menschen mit Behinderungen in den Blick zu nehmen. Eine barrierefreie Zugänglichkeit 
sowohl baulicher als auch informationstechnischer (vor allem elektronischer) Art sollte mittel­
und langfristig angestrebt werden. Gegebenenfalls ist der Zugang zu Informationen über eine 
persönliche Unterstützung vor Ort (Assistenz) herzustellen, soweit dies für die Archive leistbar 
ist. · 

Der Verweis auf die einschlägigen Vorschriften betrifft sowohl Landes- und Bundesrecht als 
auch Völker- und Europarecht. Bei baulichen Standards sind die Thüringer Bauordnung, das 
Landesbehindertengleichstellungsgesetz und die DIN 18040 zu beachten. Gemäß Artikel 30 
Abs. 1 a der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen sollen die Vertragsstaaten 
Menschen mit Behinderungen Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten ver­
schaffen. Dies betrifft die bauliche und informationstechnische Ebene gleichermaßen. Gemäß 
Artikel 1 Abs. 4 Buchst. h der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und 
des vom 26. Oktober 2016 (ABI. L 327 vom 02. Dezember 2016, S. 1) gilt für nach dem 23. 
September 2019 bearbeitete elektronische Seiten von Archiven zudem eine europarechtliche 
Verpflichtung zur Barrierefreiheit. Die dabei geltenden Standards sind bis zur Konkretisierung 
durch die EU-Kommission der BITV 2.0 zu entnehmen. 

§ 17 - Schutzfristen 

In der Vorschrift wird die Nutzung von Archivgut nach Ablauf von Schutzfristen und die Fälle, 
in denen eine Nutzung auch innerhalb bestehender Schutzfristen möglich ist, geregelt. 

Absatz 1 entspricht in wesentlichen Teilen dem§ 17 Abs. 1 ThürArchivG und wird um klarstel­
lende Ausführungen ergänzt. Als allgemeine Schutzfrist wird eine Frist von 30 Jahren festge­
legt. Erst nach deren Ablauf werden im Regelfall die Unterlagen zur Benutzung frei gegeben. 
Diese Frist entspricht der vom Internationalen Archivkongress empfohlenen internationalen 
Norm. Sie reicht nach allgemeiner Erfahrung aus, um den notwendigen Schutz verwaltungs­
interner Informationen sicherzustellen. Klargestellt wird, dass von diesem Regelfall dann ab­
zuweichen ist, wenn durch anderweitige Rechtsvorschriften abweichende Fristen bestimmt 
sind. Ebenfalls bedarf Archivgut, das sich auf eine oder mehrere natürliche Personen bezieht 
oder die schützenswerte Privatsphäre berührt, besonderer Schutzfristen. In diesen Fällen ist 
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nicht der Zeitpunkt der Entstehung der Unterlagen maßgeblich, sondern das Ende der Lebens- . 
zeit des Betroffenen beziehungsweise wenn das Todesjahr niCht feststellbar ist, eine Frist von 
100 Jahren nach Geburt der betroffenen Person. Die Frist des§ 17 Abs. 1 ThürArchivG wurde 
aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung von 90 auf 100 Jahre heraufgesetzt. Zusätzlich 
regelt Satz 4 nunmehr den bisher im § 17 Abs. 1 ThürArchivG nicht geregelten Fall, dass 
weder das Todes- noch das Geburtsjahr feststellbar sind. In diesen Fällen ist nun ein persön­
lichkeitsrechtsschützendes Übermittlungsverbot von 60 Jahren nach Entstehung der Akte vor­
gesehen. 
Neben dem Schutz der betroffenen Person verfolgt die Regelung zugleich den Zweck, dass 
das Archivgut nach Fristablauf für Forschungszwecke genutzt werden kann. Die Vorschrift er­
gänzt insoweit in sinnvoller und notwendiger Weise die bestehenden Datenschutzvorschriften 
durch eine bereichsspezifische Regelung. Sie gewährleistet einen postmortalen Persönlich­
keitsschutz durch eine Sperrfrist von zehn Jahren nach dem Tod des Betroffenen. Da bei vie­
len Personen, die nicht als Persönlichkeiten der Zeitgeschichte anzusehen sind, das Todesjahr 
vom Benutzer oft nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand ermittelt werden kann, ist in 
Satz 3 als rechtlich vertretbare Alternative eine 1 OOjährige Schutzfrist vorgesehen, die mit dem 
Tage der Geburt des Betroffenen einsetzt. Dieser Wert stellt einen rechtlich vertretbaren Kom­
promiss zwischen den Erfordernissen des Persönlichkeitsschutzes und der wissenschaftlichen 
Forschung dar. 
In diesem Zusammenhang ist auszuführen, dass ein vermeintlicher Widerspruch zwischen der 
Schutzfrist für gewöhnliche Akten (30 Jahre nach der Schließung) und der Schutzfrist von im 
Allgemeinen 10 Jahren für die Benutzung von personenbezogenen Akten nicht besteht. Bei 
gewöhnlichen Akten ist die Schutzfrist von 30 Jahren nicht nur durch Erfordernisse der Amts­
verschwiegenheit begründet, sondern weil in Sachakten auch persönliche Daten und Angele­
genheiten noch lebender Personen erwähnt werden können. Die Schutzfrist bei personenbe­
zogenem Archivgut von zehn Jahren aber stellt eine Frist nach dem Tod des Betroffenen dar. 
Besonders sensible Daten sind nach Absatz 3 ohnehin 30 Jahre geschützt. Sofern schutzwür­
dige Belange Dritter - etwa von Angehörigen - berührt werden, wird darüber hinaus§ 18 Abs. 
1 Nr. 2 erlaubt, die Benutzung des in Frage kommenden Archivguts zu beschränken oder zu 
versagen. Insofern bildet der Gesetzentwurf einen vertretbaren Kompromiss zwischen den 
schutzwürdigen Interessen Betroffener und Dritter auf der einen und den Erfordernissen zeit­
geschichtlicher Forschung auf der anderen Seite, die durch eine generelle Schutzfrist von 30 
Jahren nach dem Tod in unzumutbarer Weise eingeschränkt würde. 

Absatz 2 entspricht weitestgehend den bisherigen § 17 Abs. 2 ThürArchivG und stellt klar, 
dass Unterlagen, die bereits bei ihrer Entstehung zur Veröffentlichung bestimmt waren, auch 
durch dieses Gesetz keinen besonderen Schutzfristen zu unterwerfen sind. Das gilt insbeson­
dere für Film- und Bildgut, für Tonbandaufzeichnungen, Presseveröffentlichungen und derglei­
chen. Des Weiteren wird entsprechend der Regelung im Bundesarchivgesetz vorgesehen, 
dass für Unterlagen, für die vor der Übergabe an das Landesarchiv bereits ein Zugang oder 
eine Veröffentlichung nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz vorlag, die Schutzfris­
tenregelung nach Absatz 1 Satz 1 nicht gilt. 

In Absatz 3 wird die Regelung der Unterlagen, die Geheimhaltungs- und Schutzvorschriften 
unterliegen und im Wesentlichen der Wortlaut des bisherigen § 17 Abs. 3 ThürArchivG über­
nommen und um den bisher nicht geregelten Fall, dass weder Todes- noch Geburtsjahr be­
kannt sind, ergänzt. Die längeren Schutzfristen erscheinen bei den sensiblen Unterlagen als 
notwendig. Des Weiteren wird die Schutzfrist von 120auf130 Jahre angehoben. Diese Anhe­
bung ist sachgerecht. Sie entspricht der aufgrund der allgemein gestiegenen Lebenserwartung 
von 90 auf 100 Jahre verlängerten personenbezogenen Schutzfrist gemäß Absatz 1 Satz 3. 
Zuvor errechneten sich die 120 Jahre aus den ursprünglich 90 Jahren plus 30, nun 100 Jahre 
plus 30. Ergänzt wurde die Frist von 90 Jahren, wenn die Lebensdaten nicht zu ermitteln sind. 
Damit wird eine Regelungslücke geschlossen, die bei personenbezogenem Archivgut mit Ge­
heimhaltungsvorschriften vorlag. Die Frist ergibt aus der 60-jährigen allgemeinen Schutzfrist 
bei der Geltung von Geheimhaltungsvorschriften plus d.er 30 Jahre nach dem Tod bei bekann­
tem Sterbedatum .. 
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Unter besonderen Voraussetzungen besteht zusätzlich die Möglichkeit der Verlängerung der 
Schutzfrist um 20 Jahre nach§ 17 Abs. 7. 

In Absatz 4 wird der Wortlaut des bisherigen § 17 Abs. 4 ThürArchivG übernommen. Zur Klar­
stellung wird aufgenommen, dass die Regelung nur durch öffentliche Stellen gemäß § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 erfolgen kann. Seit jeher gehört es zu den wichtigsten Aufgaben der 
staatlichen und öffentlichen Archive, den öffentlichen Stellen für Zwecke der Verwaltung, 
Rechtspflege und Gerichtsbarkeit Unterlagen und Informationen aus ihren Beständen zur Ver­
fügung zu stellen. Dies gilt insbesondere für Unterlagen, die die betreffende öffentliche Stelle 
selbst an das Archiv abgegeben hat; die Archive leisten dadurch einen notwendigen Beitrag 
zu Verwaltungskontinuität und Rechtssicherheit Auf der anderen Seite verbietet es aber die 
im Gesetzentwurf anerkannte funktionale Trennung von öffentlichem Archiv und Verwaltung, 
jenes lediglich als "verlängerte Gesamtregistratur" anzusehen. Die Regelung stellt klar, dass . 
die öffentlichen Stellen in Ansehung der Geltung der Schutzfristen gegenüber privaten Benut­
zern nicht privilegiert sind. Die Sonderregelung des Satzes 2 betrifft die öffentlichen Stellen, 
bei denen die Unterlagen entstanden sind oder die es abgegeben haben oder öffentliche Stel­
len, die fachlich oder aufgabenbezogen zuständig sind. Die Ergänzung der fachlich oder auf­
gabenbezogenen zuständigen Stellen wurde aufgrund der wechselnden Aufgabenverteilung 
in den Ressorts vorgenommen. Beim Eintritt des Nutzungsbedarfs von Archivgut ist gegebe­
nenfalls diese Stelle weder die Stelle, bei der es entstanden ist, noch die abgebende Stelle. 

Absatz 5 entspricht inhaltlich weitestgehend dem bisherigen § 17 Abs. 5 ThürArchivG und wird 
um klarstellende Formulierungen ergänzt Zweck dieser Regelung ist, dass eine Nutzung von 
Schutzfristen unterliegendem Archivgut nicht gänzlich ausgeschlossen wird. Satz 1 regelt die 
Möglichkeit der Verkürzung der allgemeinen 30-jährigen Schutzfrist Das öffentliche Interesse 
wurde als Voraussetzung für die Schutzfristenverkürzung getilgt und ersetzt durch die Ein­
schränkung wegen besonderer schutzwürdiger Belange, die in Satz 2 folgende geregelt wer­
den. Die Abkehr von einem zwingenden "öffentlichen Interesse" für die. Verkürzung der allge­
meinen Schutzfrist soll die Öffnung der Akten nach dem Informationsfreiheitsgesetz substitu­
ieren. Eine Substitution ist sachgerecht, da mit der Archivierung von Unterlagen diese zu Ar­
chivgut umgewidmet werden und die Prüfung eines Nutzungsbegehrens demnach nach Ar­
chivgesetz zu erfolgen hat. Die Möglichkeit einer Verkürzung ohne die Voraussetzung eines 
öffentlichen Interesses entspricht einer größtmöglichen Transparenz im Sinne der Informati­
onsfreiheit Diese wird nur durch besonders schützenswerte personenbezogene Daten be­
schränkt 
Die weiteren Regelungen in Satz 2 folgende betreffen die spezifischen Voraussetzungen für 
die Verkürzung der Schutzfrist bei personenbezogenem Archivgut, die an bestimmte Bedin­
gungen gebunden ist Die Möglichkeit zur Verkürzung der Schutzfristen liegt insbesondere im 
Interesse der zeitgeschichtlichen Forschung. Ein wissenschaftliches Interesse an der Verkür­
zung der Sperrfrist ist dann gegeben, wenn die Person oder der historische Vorgang, auf die 
in dem gesperrten Archivgut Bezug genommen werden, von besonderer Bedeutung für die 
Erforschung der Geschichte oder das Verständnis der Gegenwart sind. Soll die Benutzung für 
ein wissenschaftliches Forschungsvorhaben erfolgen, darf Archivgut, das sich auf natürliche 
Personen bezieht, unter den Bedingungen von Nummer 1 und 2 auch vor Ablauf der Schutz­
frist genutzt werden. Die Verkürzung ist zulässig, sofern keine Ausschlussgründe gegeben 
sind oder eine Interessenabwägung zu dem Ergebnis führt, dass schutzwürdige Belange der 
Nutzung widersprechen. Der wissenschaftlichen Forschung wird hier im Hinblick auf ihre ge­
sellschaftliche Bedeutung eine Sonderstellung eingeräumt. Dabei sind jedoch angesichts des 
Zielkonflikts, der zwischen den Interessen der wissenschaftlichen Forschung und den schutz­
würdigen Belangen betroffener natürlicher Personen besteht, geeignete Maßnahmen zu tref­
fen, um die schutzwürdigen Belange der Betroffenen angemessen zu berücksichtigen. Viel­
fach wird eine Anonymisierung der Forschungsergebnisse, soweit es sich um die Namen von 
Betroffenen handelt, zweckmäßig und notwendig sein, wie sie bei strukturellen Untersuchun­
gen oder zeitgeschichtlichen Dokumentationen ohne Verminderung des wissenschaftlichen 
Aussagewertes möglich ist und vielfach angewandt wird. Bei der Interessenabwägung ist auch 
zu berücksichtigen, ob die Namensnennung dem Ansehen des Betroffenen nachteilig oder 
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förderlich ist. Andererseits wird durch den Absatz 5 klargestellt, dass die öffentlichen Archive 
keine Benutzung personenbezogenen Archivguts zulassen dürfen, wenn das wissenschaftli­
che Forschungsvorhaben die Belange des Betroffenen nicht angemessen berücksichtigt. Bei 
Personen der Zeitgeschichte oder Amtsträgern ist die Veröffentlichung personenbezogener 
Angaben unter Berücksichtigung schutzwürdiger Belange möglich. 
Unter § 17 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 sind darüber hinaus die Gründe gesondert genannt, die neben 
der wissenschaftlichen Forschung die Verkürzung der Schutzfristen ermöglichen sollen. Diese 
Regelung ist aufgrund der politischen und rechtlichen Verhältnisse in der ehemaligen DDR 
notwendig, um zu verhindern, dass durch gesperrtes Archivgut für die Strafverfolgung notwen­
diges Beweismaterial unzugänglich bleibt oder sogar Straftaten ungestört verjähren können. 
Im Gegenzug ermöglicht diese Regelung die Aufhebung der Schutzfrist zur Wiedergutma­
chung begangenen Unrechts. 
Die Entscheidung über die Verkürzung der Schutzfristen trifft das verwahrende öffentliche Ar­
chiv selbst. Nach dem bisherigen § 9 Abs. 3 ThürArchivG hat die für das staatliche Archivwe­
sen zuständige oberste Landesbehörde über die Verkürzung der Schutzfristen beim Landesar­
chiv entschieden, nach dem der Antrag beim Landesarchiv gestellt und von diesem mit einer 
Stellungnahme an die oberste Landesbehörde zur Entscheidung vorgelegt wurde. Aus Grün­
den der Reduzierung des Verwaltungsaufwands und der Steigerung der Benutzerfreundlich­

. keit, obliegt die Entscheidung über die Verkürzung der Schutzfristen nun dem Landesarchiv. 
Dies ist sachgerecht, da damit der Verwaltungsaufwand und die Bearbeitungszeit reduziert 
werden. Beim zuvor praktizierten Verfahren ist seitens der obersten Landesbehörde der Stel­
lungnahme des Landesarchivs in jedem Fall entsprochen worden. Damit ist die sachgerechte 
und ermessensfehlerfreie Arbeit des Landesarchivs beziehungsweise der bisherigen Thürin­
gischen Staatsarchive belegt. Eine Stellungnahme des Landesarchivs kann entfallen und wird 
nur angefertigt, wenn der Antrag nicht positiv beschieden werden kann. Dies verkürzt die Be­
arbeitungszeit und der Service für die Nutzer wird damit erheblich verbessert, da vor Ort ent­
schieden werden kann. 

In § 17 Abs. 5 Satz 4 wird erstmal das Erfordernis der Einvernehmensherstellung mit der ab­
gebenden Stelle über die Verkürzung von Schutzfristen gemäß Absatz 5 (einschließlich der 
Verkürzung bei personenbezogenem Schriftgut) geregelt. Damit wird dem fundamentalen 
Grundsatz des Herausgeberprinzips bei der Offenlegung von sensiblen Akten einer abgeben­
den Stelle vor dem regulären Ablauf von Schutzfristen entsprochen. Im Übrigen macht die · 
Regelung - ebenso wie die entsprechenden Folgeregelungen in Absatz 6 und § 19 Abs. 1 -
deutlich, dass eine Benutzung von und Auskunftserteilung aus Archivgut, welches besonderen 
Vorschriften über die Geheimhaltung unterliegt (zum Beispiel gesetzliche Vorschriften über die 
Geheimhaltung, Einstufungen nach der Verschfusssachenanweisungen des Bundes und der 
Länder, Quellenschutzkennzeichnungen) nur im Einvernehmen mit der herausgebenden 
Stelle zulässig ist, da nur diese als ursprünglich fachlich zuständige Steife über den vollstän­
digen oder partiellen Wegfall eines Geheimhaltungsgrundes oder die Aufhebung einer von ihr 
vorgenommenen Versch/usssacheneiristufung entscheiden kann. Eine vorherige Abstimmung 
zwischen Archiv und abgebender Stelle schafft den erforderlichen Interessenausgleich durch 
eine transparente Regelung auf Gesetzesebene. 

Absatz 6 entspricht inhaltlich weitestgehend dem bisherigen § 17 Abs. 6 ThürArchivG und 
wurde übersichtlicher strukturiert. In Abweichung zu Absatz 5 ist eine Fristverkürzung auch 
dann möglich, wenn eine Einwilligung der betroffenen Person selbst beziehungsweise nach 
deren Tod die Einwilligung der unter Nummer 1 bis 4 aufgeführten Angehörigen vorliegt. In der 
Regel enthalten jedoch die meisten Dokumente personenbezogene Daten mehrerer Betroffe­
ner. Für diesen Fall, dass schutzwürdige Belange Dritter zu wahren sind, wird auf das Verfah­
ren nach § 19 Abs. 1 Satz 1 verwiesen, das an Stelle der Akteneinsicht die Auskunftserteilung 
stellt. Die Ergänzung in Satz 6 des Absatzes ist erforderlich, da anderenfalls bestandskräftige, 
möglicherweise in verwaltungsgerichtlichen Verfahren als rechtmäßig angesehene Auskunfts­
verweigerungen im Sinne der maßgeblichen fachgesetzlichen Auskunftsregelungen (zum Bei­
spiel § 13 Thüringer Datenschutzgesetz, § 47 Thüringer Polizeiaufgabengesetz, § 17 Thürin­
ger Verfassungsschutzgesetz) nachträglich ohne Weiteres unterlaufen werden könnten und 
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zu einer Offenlegung von polizeilicher beziehungsweise nachrichtendienstlicher Arbeitsweise 
beziehungsweise Methodik und von Zugangswegen führen könnten. Im Übrigen gilt das zu § 
17 Abs. 5 Satz 4 ausgeführt. 

Absatz 7 entspricht im Wesentlichen dem Wortlaut des bisherigen § 17 Abs. 7 ThürArchivG 
und ergänzt die Regelung um die Zuständigkeit des verwahrenden öffentlichen Archivs über 
die Entscheidung der etwaigen Verlängerung der Schutzfrist, da die in Absatz 1 genannten 
Fristen in Einzelfällen nicht ausreichend sind. Dabei soll jedoch die Begrenzung des Umfangs 
einer möglichen Verlängerung auf höchstens 20 Jahre verhindern, dass die Freiheit der For­
schung unangemessen beeinträchtigt wird. 

Zu § 18 - Einschränkung der Benutzung in besonderen Fällen 

In Absatz 1 werden die Einschränkungs- und Versagungsgründe der Nutzung von Archivgut 
in den Fällen, in denen zum Schutz des öffentlichen Interesses oder den Belangen Dritter die 
in § 17 festgelegten Schutzfristen nicht ausreichen, geregelt. Die Abwendung von Nachteilen 
von Bund und Ländern dient insbesondere dem Schutz öffentlicher Sicherheitsinteressen. Die 
Einschränkung bei entgegenstehenden schutzwürdigen belangen Dritter dient dem Schutz 
personenbezogener Daten. Die Regelung unter Nummer 3 dient der Wahrung spezieller Ge­
heimhaltungsvorschriften, wie beispielsweise die Geheimhaltungspflicht nach § 203 Abs. 1 Nr. 
1, 2, 4 oder 4a des Strafgesetzbuches. Die Beschränkungstatbestände 4 und 5 dienen dazu, 
aufwendige Recherchemaßnahmen, die außer Verhältnis zum Benutzungszweck stehen und 
damit nicht vertretbar sind, und missbräuchliche Archivnutzungen zu verhindern. Im Einzelfall 
kann beispielsweise der Benutzung der Erhaltungszustand des Archivguts entgegenstehen. 
Dies gilt insbesondere für restaurierungsbedürftiges Archivgut, dessen Zustand eine Nutzung 
unter Umständen nicht erlaubt. Die Einführung eines neuen Beschränkungstatbestandes in 
Nummer 6 dient dazu klarzustellen, dass der Nutzung von privatem Archivgut auch Vereinba­
rungen mit gegenwärtigen oder früheren Eigentümern entgegenstehen können. Letztlich kann 
eine Nutzung auch nach Nummer 7 aus anderen Gründen eingeschränkt oder versagt werden. 
Solche Gründe liegen vor, wenn sich das Archivgut in einer Ausstellung oder Restaurierung 
befindet oder insbesondere auch, wenn sachwidrige Interessen verfolgt werden. 

In Absatz 2 wird darauf hingewiesen, dass für bestimmte Aktengruppen besondere Vorschrif­
ten oder Vorgaben des Bundes nach dem Bundesarchivgesetz bestehen. 

In Absatz 3 wird regelt, dass die für das staatliche Archivwesen zuständige oberste Landes­
behörde die Entscheidung über die Fälle nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 und das Landesarchiv die 
Entscheidungen über die Fälle nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 trifft. 

Zu§ 19-Auskunfts- und Berichtigungspflicht 

Mit dieser Regelung werden betroffenen Personen besondere Rechte im Hinblick auf die Nut­
zung von Archivgut eingeräumt. Dies dient dem Ausgleich der Einschränkung ihres Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung. 

In Absatz 1 wird den Betroffenen ein Recht auf Auskunft über die sie betreffenden personen­
bezogenen Daten gewährt. Dieses Recht kann jederzeit mittels eines Antrags geltend gemacht 
werden. Der Auskunftsanspruch wird jedoch unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
Archivverwaltung modifiziert, indem sich der Auskunftsanspruch nur auf die erschlossenen 
Bestände bezieht. In einem Archiv ist Archivgut erst nutzbar, wenn das Archivgut erschlossen 
ist. Abweichend davon ist auch dann eine Auskunft möglich, wenn die betroffene Person An­
gaben machen kann, die das Auffinden des unerschlossenen Archivguts ermöglicht. Das glei­
che Ziel, jedoch im Sinne eines unbeschränkten Auskunftsanspruchs, verfolgt Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2016/679, der ab dem 25. Mai 2018 unbeschränkt gilt und damit in Kollision 
zu § 19 stehen würde. Artikel 15 darf aber auf Grund der Besonderheiten des Archivwesens 
im Archivgesetz nach Artikel 89 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/679 derogiert werden. 
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Die Derogation steht unter dem Vorbehalt des Artikels 89 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2016/679. Dieser enthält die Garantie, dass die Rechte und Freiheiten der Person gemäß der 
Verordnung (EU) 2016/679 bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu im öffentlichen 
Interesse liegenden Archivzwecken, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwe­
cken oder zu statistischen Zwecken beachtet werden, Von dieser Derogation wird hier sach­
und fachgerecht Gebrauch gemacht. Das Thüringer Archivgesetz enthält spezialgesetzliche 
Schutzbestimmungen, die als geeignete Garantie zu verstehen sind (unter anderem im Allge­
meinen Teil erläutert) und regelt bereits ein umfassendes Auskunftsrecht für betroffene Per­
sonen, dass einerseits den Bedürfnissen betroffener Personen und andererseits den Aufgaben 
der Archive gerecht wird. Zu beachten ist, dass Daten in Archiven zu einem völlig anderen 
Zweck verarbeitet werden als in anderen Stellen. Verarbeitet werden hier Daten, die andere 
Behörden zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nicht mehr benötigen. Die Verarbeitung von Da­
ten im Archiv erfolgt mit dem Ziel, Daten langfristig zu sichern und - unter Einhaltung strenger 
archivgesetzlich festgelegter Datenschutzvorschriften - Betroffenen und anderen Berechtigten 
zugänglich zu machen. Ein umfassendes Auskunftsrecht gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2016/679 ginge somit weit über die Kernaufgaben der Archive hinaus und stellte ange­
sichts der damit verbundenen Aufwände eine ernsthafte Beeinträchtigung der spezifischen 
Zwecke der Archivierung im Sinne des Artikels 89 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2CJ16/679 dar. 
Weiterhin trifft das öffentliche Archiv die Entscheidung d<jrüber, nach welchem Verfahren und 
in welcher Form beziehungsweise welchem Format die Auskunft erteilt wird. Dies wird ergänzt 
um eine ausdrückliche, nach Artikel 89 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2016/679 zugelassene 
Derogation des Artikels 20 der Verordnung (EU) 2016/679. Diese Derogation ist zulässig, da 
das Thüringer Archivgesetz die Rechte betroffener Personen auf Auskunftserteilung und Ein­
sicht hinreichend regelt. Zu bedenken ist, dass Artikel 20 der Verordnung (EU) 2016/679 be­
troffenen Personen ein Recht auf Datenübertragbarkeit einräumt. Das heißt, sie haben einen 
Anspruch darauf, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. Für die öffentlichen Archive hätte dies 
jedoch zur Folge, dass in größerem Umfang Datenverarbeitungsprozesse durchgeführt wer­
den müssten. Beispielsweise müssten Daten, die ausschließlich in analoger Form vorliegen, 
in ein strukturiertes, gängiges und maschinenlesbares Format übertragen werden. Die Her­
stellung der Übertragbarkeit von Daten aus Archivgut ist aber nicht Aufgabe der Archive, so 
dass auch diese Verpflichtung dem Zweck der Archive widersprechen würde. 
Weiterhin kann das öffentliche Archiv. statt einer Auskunft auch Einsicht in die Unterlagen ge­
währen. Die Erteilung der Auskunft bietet gegenüber der Einsicht in die Unterlagen die Ge­
währ, dass der Betroffene während der Sperrfristen nicht Kenntnis von Tatsachen erlangt, die 
in dem Archivgut neben ihm auch Dritte betreffen. Nur wenn Letzteres unbedenklich ist, kann 
die Auskunft auch im Wege der Einsicht in die Unterlagen gewährt werden. 
Weiterhin wird in Satz 6 klargestellt, dass die gleiche Interessenlage unabhängig davon be­
steht, ob es sich um eine Nutzung von Archivgut durch den Betroffenen selbst (§ 17 Absatz 
6) oder eine Auskunftserteilung beziehungsweise Einsichtnahme in Unterlagen nach Maß­
gabe des§ 19 Absatz 1 handelt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu § 17 Absatz 5 Satz 
4 und Absatz 6 Satz 6 ThürArchivG entsprechend. 

In Absatz 2 wird betroffenen Personen, die die Richtigkeit personenbezogener Angaben be­
streiten, das Recht eingeräumt, den einschlägigen Unterlagen eine schriftliche Gegendarstel­
lung beizufügen. Die Gegendarstellung darf sich nur auf in den Unterlagen enthaltene Tatsa­
chenbehauptungen beziehen. Erforderlich ist, dass die betroffene Person ein berechtigtes In­
teresse glaubhaft macht. Die sich aus Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679 ergebenden 
weitergehenden Ansprüche werden derogiert. Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679 regelt 
das Recht auf Berichtigung fehlerhafter personenbezogener Daten. Hierunter wird insbeson­
dere die Löschung fehlerhafter personenbezogener Daten verstanden. Die Löschung und Be­
richtigung fehlerhafter Daten in archivierten Daten führt zu einem Eingriff in die Überlieferung 
im Archiv, unvollständige und möglicherweise verfälschte Überlieferungen wären die Folge. 
Im Falle einer nachträglichen Löschung und Berichtigung der falschen personenbezogenen 
Daten ließe sich nicht mehr erkennen, auf welcher Grundlage die Verwaltungsentscheidung 
getroffen wurde. Deshalb sollte der Datenbestand in einem Archiv allenfalls durch Hinweise 
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modifiziert, aber nicht in seiner Substanz verändert werden. Das Thüringer Archivgesetz ent­
hält hierzu in § 19 Abs. 2 sachgerechte Bestimmungen, die die Rechte betroffener Personen 
hinreichend wahren. Eine Pflicht zur Veränderung von Daten durch Berichtigung oder Lö­
schung würde den spezifischen Zweck der Archivierung, nämlich den unverfälschten Erhalt 
gespeicherter Daten, dagegen unmöglich machen. 
Ebenfalls derogiert wird Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679. Nach Artikel 18 der Verord­
nung (EU) 2016/679 hat die betroffene Person das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen. Im Archivwesen werden die Rechte der be­
troffenen Personen und der Schutz ihrer Interessen durch die geltenden archivgesetzlichen 

· Bestimmungen bereits hinreichend gewahrt. Im Thüringer Archivgesetz geschieht dies bei­
spielsweise durch die geltenden besonderen Schutzfristen nach § 17 Abs. 1 und durch die 
Berichtigungsansprüche Betroffener nach § 19 Abs. 2. 
Satz 2 trägt dem postmortalen Persönlichkeitsschutz wie auch einer etwaigen Mitbetroffenheit 
der genannten Personen Rechnung. 

In Absatz 3 wird der Wortlaut des bisherigen § 19 Abs. 3 ThürArchivG übernommen. Der Ab­
satz stellt die formalen und inhaltlichen Voraussetzungen für die Gegendarstellung klar. 

Absatz 4 übernimmt den Wortlaut des bisherigen§ 19 Abs. 4 ThürArchivG und wird um eine 
Derogation von Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 erweitert. Die Regelung nach § 19 
Abs. 4 berücksichtigt, dass betroffene Personen aus besonderen Rechtsvorschriften Rechts­
ansprüche auf Vernichtung (das heißt Löschung oder Anonymisierung) sie betreffender per­
sonenbezogener Daten und Angaben haben. Diese Rechtsansprüche dürfen aus Gründen 
des Daten- und Persönlichkeitsschutzrechts nicht durch die Übernahme der Unterlagen in das 
Archiv beeinträchtigt werden. Die Rechtsfolge der Vernichtung der Daten und Angaben kann 
jedoch nur bei nachgewiesener oder offenkundiger Unrichtigkeit oder unzulässiger Speiche­
rung eintreten, wobei die Beweislast beim Betroffenen liegt. Artikel 21 der Verordnung (EU) 
2016/679 regelt darüber hinaus die Möglichkeit des Widerspruchs betroffener Personen gegen 
die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, unabhängig davon, ob die zu­
lässig oder unzulässig gespeichert worden sind. Ein Ausschluss des Anspruchs für rechtmäßig 
gespeichert Daten ist jedoch im Archivwesen unerlässlich, da ansonsten die Verfälschung der 
Überlieferung im öffentlichen Archiv die Folge wäre, vergleiche auch Ausführungen zu · 
Absatz 2. 

In Absatz 5 wird der Wortlaut von§ 19 Abs. 5 ThürArchivG übernommen. Diese Regelung 
entzieht das Gegendarstellungsrecht für amtliche Niederschriften und Berichte über öffentliche 
Sitzungen von gesetzgebenden oder beschließenden Organen des Bundes, der Länder, Ge­
meinden und Gemeindeverbände und anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
sowie der Gerichte. Die soll vermeiden, dass im Wege der Gegendarstellung konträre Sach­
verhaltsdarstellungen in Quellenpublikationen oder anderen Veröffentlichungen fortgesetzt 
werden. 

Absatz 6 enthält die Derogation von Artikel 19 der Verordnung (EU) 2016/679. Artikel 19 der 
Verordnung (EU) 2016/679 regelt eine Mitteilungspflicht der Daten verarbeitenden Stelle im 
Zusammenhang mit der Berichtigung oder Löschung personenbezogener Daten oder der Ein­
schränkung der Verarbeitung. Eine solche Pflicht würde dem öffentlichen Archiv eine dem 
Zweck der Archive fremde Aufgabe übertragen. Insofern wird auf die Ausführungen zu den 
Aufgaben des Archivs in § 19 Abs. 1 verwiesen. 

Zu § 20 - Ausnahmen vom Geltungsbereich 

In§ 20wird der Wortlaut des bisherigen§ 20 ThürArchivG übernommen. Einerseits trägt die 
Regelung der verfassungsrechtlichen Trennung und Koordination von Staat und Kirche Rech­
nung und nimmt Kirchen und andere öffentlich-rechtliche Religions- und Weltanschauungsge­
meinschaften und deren Verbände, auch wenn diese Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, von den Vorschriften dieses Gesetzes aus. Wegen des Interesses der Wissenschaft an 
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der Erforschung aus der neueren Kirchengeschichte ist es jedoch wünschenswert, dass die 
genannten Organisationen vergleichbare Grundsätze bei der Sicherung und Nutzung ihres 
Archivguts aufstellen und einhalten. Andererseits werden im Hinblick auf das in Artikel 5 
Abs. 1 Grundgesetz verankerte sogenannte Medienprivileg die in Thüringen vorhandenen öf­
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ebenfalls vom Geltungsbereich des Gesetzes ausge­
nommen. Ausgenommen werden auch öffentlich-rechtliche Unternehmen mit eigener Rechts­
persönlichkeit, die am Wettbewerb teilnehmen, und deren Zusammenschlüsse, wie zum Bei­
spiel die Sparkassen und die Sparkassen- und Giroverbände, da deren Einbeziehung in das 
Gesetz, vor allem wegen der Anbietungspflicht und der vorgesehenen Nutzungsregelungen, 
zu Wettbewerbsnachteilen gegenüber privatrechtlichen Konkurrenten führen könnte. 

Zu§ 21 - Gleichstellungsbestimmung 

Der § 21 wird neu geregelt und beinhaltet zur Gewährleistung einer geschlechtsgerechten 
Rechtssprache eine Gleichstellungsklausel. Die Gleichstellungsklausel gewährleistet eine 
bessere Lesbarkeit der Vorschrift für den Anwender und erfüllt die Forderungen der§§ 27 und 
28 des Thüringer Gleichstellungsgesetzes. 

Zu § 22 - Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 22 übernimmt den Regelungsbereich des bisherigen § 21 ThürArchivG und regelt das In­
krafttreten des Gesetzes und das Außerkrafttreten des bisherigen Thüringer Archivgesetzes 
sowie der Thüringer Verordnung über das Antragsrecht nach dem Gesetz zum Schutz deut­
schen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 30. März 1995. 

Am 6. August 2016 ist das neue Kulturgutschutzgesetz (KGSG) vom 31. Juli 2016 (BGBl. I S. 
1914) in Kraft getreten. Dieses hat das Gesetz zum Schutz deutschen Kulturguts gegen Ab­
wanderung (KultgSchG) in der jeweils geltenden Fassung vom 8. Juli 1999 (BGBI. 1S.1754), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Mai 2007 (BGBI. 1 S. 757) abgelöst. Auf 
Grundlage der Verordnungsermächtigungen nach§ 3 Abs. 1 und§ 11 Abs. 2 KultgSchG wurde 
oben genannte Thüringer Verordnung über das Antragsrecht nach dem Gesetz zum Schutz 
deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 30. März 1995 erlassen. Mit dem neuen 
KGSG ist diese Verordnungsermächtigung entfallen, auch sind darin keine Verordnungser­
mächtigungen enthalten, die den §§ 3 Abs. 1 und 11 Abs. 2 KultgSchG entsprechen würden. 
Dies hat zur Folge, dass die einzelnen Regelungen der oben genannte. Verordnung nunmehr 
im Widerspruch zu den materiellen Bestimmungen des KGSG stehen. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit muss diese oben genannte Verordnung somit formal auf­
gehoben werden. Ohne Aufhebung bliebe die oben genannte Verordnung weiterhin veröffent­
licht und damit allgemein zugänglich. Für einen rechtsunkundigen Norm unterworfenen ist nicht 
erkennbar, dass die oben genannte Verordnung nicht mehr gilt. Da mit dem KGSG jedoch die 
Ermächtigungsgrundlage des KultgSchG entfallen ist, fehlt es auch an einer Rechtsgrundlage 
für die Aufhebung. Eine allgemeine Regelung zur Aufhebung von Rechtsverordnungen, wie 
zum Beispiel in Niedersachsen gemäß§ 3 des Niedersächsischen Gesetzes über Verordnung 
und Zuständigkeiten vom 22.10.2014 (Nds. GVBI. S.291 ), gibt es in Thüringen nicht. Daher 
kann die oben genannte Verordnung nur direkt durch ein Gesetz aufgehoben werden. 

Das Gesetz nimmt Bezug auf unterschiedliche Regelungen der Verordnung (EU) 2016/679. 
Diese Vorschriften gelten gemäß Artikel 99 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/679 erst ab dem 
25. Mai 2018 unmittelbar und können erst mit der unmittelbaren Geltung als Rechtsgrundlage 
herangezogen werden. Daher tritt das Gesetz nicht bereits nach Verkündung, sondern erst ab 
dem 25. Mai 2018 in Kraft. 
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